
935 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XllI. GP 

6. 11. 1973 

Regierungsvorlage 

. Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das StrafvoUzugsgesetz an das Straf­
gesetzbuch angepaßt wird (Strafvollzugs­

anpassungsgesetz ) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen des Strafvollzugsgesetzes 

Das Strafvollzugsgesetz, BGBl. Nr. 144/1969, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 480/ 
1971 und Nr. 31/1973 wird wie folgt geändert: 

1. Im Titel werden nach dem Wort "Freiheits­
strafen" die Wörter "und der mit Freiheitsent­
ziehung verbundenen vorbeugenden. Maßnah­
men" angefügt. 

2. Der § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Z. 3 wird folgende Ziffer einge­
fügt: 

,,4. U n t erg e b r ach t e r: jede Person, an 
der eine mit Freiheitsentziehung verbundene vor­
beugende Maßnahme vollzogen wird;" 

b) Die bisherige Z. 4 erhält die Bezeichnung 
,,5"; in ihr entfallen die Wörter " ,die alle auf 
Kerkerstrafen' oder alle auf Arreststrafen lau­
ten," 

in einer Anstalt für gelStIg abnorme oder ent­
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher oder für ge­
fährliche Rückfallstäter angeordnet worden ist." 

5. Der§ 5 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 3 tritt in der Z. 1 lit. b an die 
Stelle des Wortes "oder" ein Strichpunkt; nach 
der Z. 2 tritt an die Stelle des Punktes das Wort 
" , oder" und wird folgende Ziffer angefügt: 

,,3. die Unterbringung des Verurteilten in einer 
Anstalt für geistig abnorme oder entwöhnungs­
bedürftige Rechtsbrecher oder für gefährliche 
Rückfallstäter angeordnet worden ist."; 

im letzten Satz werden nach den Wörtern "Z. 1 
lit. a" die Wörter"oder3" eingefügt. 

b) Der Abs. 5 entfällt. 

6. Der § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Im ersten Halbsatz des Abs. 1 entfällt nach 
dem Wort "gefährlich" der Beistrich und werden 
folgende Wörter eingefügt: "und ist auch nicht 
seine Unterbringung in einer Anstalt für geistig 
abnorme oder entwöhnungsbedüftige Rechtsbre­
cher oder für gefährliche Rückfallstäter angeord­
net worden,". 

b) Im Abs. 2 tritt an die Stelle des Klammer­
ausdruckes ,,(§ 2 Abs. 1 des Gesetzes über die 
bedingte Verurteilung 1949)" der Klammeraus­
druck ,,(§ 52 des Strafgesetzbuches)". 

7. Der § 9 wird wie folgt geändert: 

3. Im § 2 werden nach dem Wort "Jugend­
strafvollzug" die Wörter "und für den Vollzug 
der mit Freiheitsentziehung verbundenen vor­
beugenden Maßnahmen an Jugendlichen" einge­
fügt. a) Im Abs. 1 tritt an die Stelle der Wörter 

"Kerker- oder Arreststrafen" das Wort "Frei-
4. Im § 3 Abs. 2 hat der letzte Satz zu lauten: heitsstrafen". 

"Die Vorführung ist auch anzuordnen, wenn der 
Verurteilte versucht, sich dem Vollzuge der Frei­
heitsstrafe durch die Flucht zu entziehen, wenn 
begründete Besorgnis besteht, daß er das ver­
suchen werde, oder wenn seine Unterbringung 

b) Ahs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit ein Jahr 
nicht übersteigt, sind in den Gefangenenhäusern 
der Gerichtshöfe zu vollziehen.',' 

1 

935 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 38

www.parlament.gv.at



2 935 der Beilagen 

c) Die bisherigen Abs. 3 und 5 entfallen. 

d) Die bisherigen Abs. 4 und 6 bis 8 erhalten 
die Absatzbezeichnungen ,,(3)" bis ,,(6)". 

8. Der § 10 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit drei 
Monate nicht übersteigt, dürfen nur dann in 
Strafvollzugsanstalten vollzogen werden, wenn 
der Verurteilte damit einverstanden ist." 

9. Im § 11 entfallen die, Absatzbezeichnung 
,,(1)" und der Abs. 2. 

10. Der § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 1 tritt an die Stelle des bisherigen 
zweiten Satzes folgender Satz: 
"DieEntscheidung steht einer Versammlung von 
drei Richtern .zu, wenn es sich aber ausschließ­
lich um eine Freiheitsstrafe aus einer Strafsache 
handelt, in der in erster Instanz ein Einzelrichter 
erkannt hat, einem Einzelrichter." 

b) Im Abs. 2 hat die Z. 3 zu lauten: 
,,3. über die Unterbrechung einer Freiheits­

strafe, den Urlaub, den Widerruf und die Nicht­
einrechnung der außerhalb der Strafhaft ver­
brachten Zeit in die Strafzeit (§§ 99 und 99 a);" 

c) Im Abs. 2 hat die Z. 10 zu lauten: 
,,10. darüber, ob ein Strafgefangener voraus­

sichtlich bedinr;t entlassen wird(§ 145 Abs. 2);" 

d) Im Abs. 2 tritt nach der Z. 11 an die Stelle 
des Punktes ein Strichpunkt und wird folgende 
Ziffer angefügt: 

,,12. über die bedingte Entlassung und die 
damit zusammenhängenden Anordnungen, über 
den Widerruf der bedingten Entlassung und dar­
über, daß die bedingte Entlassung endgültig ge­
worden ist, soweit in den §§ 179 und 180 nichts 
anderes bestimmt wird (§§ 47, 49 bis 53, 55 und 
58 des Strafgesetzbuches)." 

11. Im § 18 hat der Abs. 7 zu lauten: 

,,(7) Bei Wahrnehmung ihrer .Aufgaben stehen 
die Vertrauenspersonen Beamten im Sinn des 
§ 77 Z. 5 des Strafgesetzbuches gleich. Sie· sind, 
außer wenn sie eine amtliche Mitteilung zu 
machen haben, jedermann gegenüber zur. Ver­
schwiegenheit über die in Ausübung ihrer Tätig­
keit gemachten und im Interesse eines Beteiligten 
geheiJAzuhaltenden Wahrnehmungen verpflichtet. 
Die Verletzung dieser Pflicht ist nach § 308 des 
Strafgesetzbuches zu bestrafen." 

12 .. Im § 22 Abs. 2 entfallen die' Wörter 
"außer den im Strafurteil angeordneten Ver­
schärfungen" . 

B.Der §.23 entfällt. 

14. Der § 24 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Z. 5 wird folgende Ziffer einge­
fügt: 

,,5 a. Benützung eines eigenen Rundfunkemp­
fangsgerätes (§ 60 a);" 

b) Nach der Z. 7 tritt an die Stelle des Punk­
tes ein ~trichpunkt und wird folgende Ziffer 
angefügt: 

,,8. Teilnahme am Gruppenausgang (§ 98'a)." 

15. Der § 28 hat zu lauten: 

"Sprechen 

§ 28. (1) Durch das Sprechen der Strafgefan­
genen mit P~rsonen, . die im Strafvollzug ,tätig 
sind, und mit· anderen Strafgefangenen dürfen 
die Sicherheit und Ordnung, besonders auch im 
Arbeitsablauf, nicht gestört werden. Ungehörig 
laute oder unanständige Reden sowie .Äußerun­
gen, in denen zu unsittlichen oder strafbaren 
Handlungen aufgefordert wird oder in denen 
solche Handlungen gutgeheißen werden, sind ver­
boten. Während der Ruhezeit hat Stillschweigen 
zu herrschen. 

(2) Die Strafgefangenen dürfen mit Personen, 
die nicht im Strafvollzug tätig sind und mit 
anderen Strafgefangenen, v()n denen sie getrennt 
angehalten werden, unbeschadet der Bestimmun­
g~n der §§ 21 Abs. 2 und 86 bis 100 sowie un­
beschadet der Rechte der vorgesetzten Vollzugs­
behörden, des Vollzugsgerichtes und der Voll­
zugskommission nur 'sprechen, soweit dies . im 
Zusammenhang mit der Verrichtung von .Arbei­
ten erforderlich ist oder der Anstaltsleiter hiezu 
seine Zustimmung erteilt. Die Zustimmung darf 
nur erteilt werden, wenn dies mit den Zwecken 
des Strafvollzuges vereinbar ist." 

16. Im § 32 hat der Abs. 5 zu lauten: 

,,(5) Soweit im folgenden nichts anderes' be­
stimmt wird, hat jeder Verurteilte für seinen 
Unterhalt (§ 31 Abs. 1) einen Beitrag zu den 
Kosten des Strafvollzuges in der Höhe des Zwan­
zigfachen der Arbeitsvergütung je Arbeitsstunde 
in der höchsten Vergütungsstufe (§ 52 Abs~ 1) 
für jeden Tag der Strafzeit zu leisten." .. 

17 . Nach § 60 wird folgender Paragraph ein­
gefügt: 

"Benützung eig~ner Rundfunkempfangsgerät~ 

. § 60 a. Soweit davon unter BerücksiChtigung 
der Art der Unterbringung der Strafgefangeneri 
und der Verhältnisse der Anstalt keine Beein­
trächtigungder Sicherheit und Ordnung' oder 
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eine Belästigung zu befürchten .ist, kann Straf- gesetzten Zeitabstände mehrere Briefe ein, sO' ist 
gefangenen der Besitz, eines Rundfunkempfangs- er aufzufürdern, anzugeben, üb und. welche dieser 
gerätes zum Empfang vün Hörfunksendungen Briefe .sü 'behandelt werden süllen, als üb sie zu 
in der Freizeit üder auch in der Arbeitszeit ge- einem Zeitpunkt eingingen, an dem sie der Straf­
stattet werden." gefangene empfangen dürfte; süweit der Straf-

18. Dem § 64 Abs. 1 wird fülgender Satz an­
gefügt: 

"Hiefür dürfen Strafgefangene auch Gelder ver­
wenden, die ihnen sünst. für die Verschaffung 
vün . Leistungen 1m $trafvüllzug nicht zur Ver-
fügung stehen." . 

19. Nach § 68 wird fülgender Paragraph ein-
gefügt: . 

"Entwöhnungsbehandlung . eines . Strafgefangenen 

§ 68 a. (1) Ein Strafgefangener, der dem Miß­
brauch eines berauschenden Mittels üder Sucht­
mittels ergeben ist, ist mit seiner Zustimmung 
einer Entwöhnungsbehandlung zu unterziehen, 
süweit dies im Hinblick auf die Dauer seiner 
Strafzeit zweckmäßig i~t. 

(2). Ein Strafgefangener ist auch ühne seine 
Zustimmung einer Entwöhnungsbehandlung zu 
unterziehen, wenn seine Strafzeit mehr als zwei 
Jahre beträgt und nur aus diesem Grund vün 
seiner Einweisung in eine Anstalt für entwöh­
nung.sbedürftige Rechtsbrecher (§ 22 des Straf­
gesetzbuches) abgesehen würden ist." 

20. Im § 69 Abs. 1 treten an die Stelle der 
Wörter "als schwere . körperliche Beschädigung 
(§ 152 des Strafgesetzes)" die Wörter "als schw!!re 
Körperverletzung (§ 92 Abs. 1 des Strafgesetz-
buches)". . . 

21. Im § 72 Abs. 2 treten an die Stelle der 
Wörter "seiner vülljährigen Angehörigen (§ 216 
des Strafgesetzes)" die Wörter "seiner übrigen 
vülljährigen Angehörigen (§ 75 des Strafgesetz­
buches)". 

22. § 87 Abs. 1 bis 3 hat zu lauten: . 

,,§ 87. (1) Süweit dieses Bundesgesetz nichts 
anderes bestimmt, dürfen die Strafgefangenen 
Briefe im Umfang eines gewöhnlichen Briefbü­
gens ühne zeitliche Beschränkung. absenden und 
empfangen. 

(2) Wird durch den außerürdentlichen Umfang 
des Briefverkehrs die überwachung beeinträch­
tigt, So' hat der Anstaltsleiter diejenigen BeschrälJ.­
kungeri anzuordnen, die für eine einwandfreie 
überwachung nütwendig sind. 

(3) Gehen im Fall einer angeürdneten Be­
schränkung für einen Strafgefangenen Briefe in 
kürzeren Zeitabständen üder innerhalb der fest-

gefangene kein sülches Verlangen stellt, sind die 
Briefe zu den Persünalakten zu nehmen ~nd 
dem Strafgefangenen 0 bei seiner Entlassung aus~ 
zuhändigen. " 

23. Im § 89 Abs. 2 tritt an die Stelle des 
Würtes ;,Anstaltsbriefbügen" jeweils das Würt 
"Briefbügen" .. 

24. Der § 90 wird wie fülgt geändert: 

a) Im Abs. 1 treten an die Stelle des bisherigen 
ers,ten;Satzes fülgende Sätze: 

,,(1) Der gesamte :6riefverkehr der Strafge­
fangenen ist insüweit zu überwachen,' als dies 
nütwendig ist, um unerlaubte Sendungen vün 
Geld öder anderen Gegenständen in Briefen an­
zuhalten. Außerdem 'Sind die vün den Straf­
gefangenen verfaßten Briefe und· Eingaben vür 
ihrer Absendung und die für sie eingehenden 
Briefe vür ihrer' Aushändigung vüm Anstaltsleiter 
üder einem vün ihm besünders bestellten Straf­
vüIlzugsbediensteten stichprübenweise und. an­
sonsten insüweit zu lesen, ,als dies mit Rücksicht 
auf die psychiatrische üder psychülügische Be­
treuung des Strafgefangenen üder deswegen er­
fürderlich ist, weil der Verdacht besteht, daß 
der Brief nach Abs. '2 anzuhalten sein werde." 

25. Nach § 98 wird fülgender Paragraph elfi­
gefügt: 

"Gruppenausgang 

. § 98 a •. ' Einem Strafgefangenen, der nach der 
Art und dem Beweggrund der strafbaren Hand­
lung, deretwegen er verurteilt ist, süwie nach 
seinem Lebenswandel vür der Anhaltung und 
seiner Aufführung während dieser weder für 
die Sicherheit des Staates, nüCh für die der Persün 
üder des Eigentums besünders gefährlich ist, kann 
als Vergünstigung höchstens' zweimal in jedem 
Kalenderjahr die Teilnahme ~n einem Ausgang 
in kleiner Gruppe und in Begleitung. einer im 
Strafvüllzug tätigen Persün gestattet werden. Bei 
diesen Ausgängen haben die Strafgefangenen ihre 
eigene Kleidung üder eine unauffällige Anstalts­
kleidung zu tragen." 

. 26. Nach § 99 wird fülgender Paragraph ein­
gefügt: 

"Urlaub 

§99 a. (1) Einem Strafgefangenen, dessen Straf­
zeit mindestens zwei Jahre beträgt, ist unter den 
im § 99 Abs. 1 bezeichneten allgemeinen Vüraus-
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4 935 der Beilagen 

setzungen ohne Rücksicht auf das Vorliegen der 31. Der § 112 Abs. 2 hat zu lauten: 
dort unter Z. 1 und 2 bezeichneten besonderen ,,(2) Das Recht auf Verfügung über das Haus-
Voraussetzungen auf seinen Antrag höchstens geld darf höchstens für die Dauer von vier 
zweimal in jedem Kalenderjahr ein Urlaub in Wochen entzogen und höchstens für die Dauer 
der Dauer von jeweils höchstens fünf Arbeits- von acht Wochen beschränkt werden. Das Recht 
tagen und insgesamt höchstens vierzehn Tagen f . f' k h d rf h ch f d· D au Brie ver e r a ö stens ür le auer 
zu gewähren, sobald der Strafgefangene minde- von vier Wochen entzogen oder beschränkt wer­
stens ein Viertel der Strafzeit, im Fall einer den. Das Recht auf Besuchsempfang darf höch­
lebenslangen Strafe aber mindestens sieben Jahre, stens in der Weise entzogen oder beschränkt wer­
in Strafhaft zugebracht hat. Ein Urlaub darf den, daß der Strafgefangene bis zu dreimal in 
nicht gewährt werden, wenn zu befürchten ist, ununterbrochener Folge zu den sonst vorgese­
daß. d~r Strafgefangene die U~ter~rechung der henen Zeitpunkten keine oder nur bestimmte 
Freiheitsstrafe ~ur Begehung genchthch strafbarer Besuche empfangen darf." 
Handlungen mißbrauchen oder versuchen werde, 
sich dem weiteren Strafvollzug zu entziehen. 
Zwischen dem Ende eines Urlaubes und dem 
Beginn des nächsten Urlaubes muß jeweils ein 
Zeitraum von mindestens drei Monaten liegen. 

(2) Der § 99 Abs. 2 bis 5 gilt dem Sinne nach." 

27. Im § 103 Abs. 2 wird nach der Z. 1 fol­
gende Ziffer eingefügt: 

,,1 a. die Unterbringung eines Strafgefangenen, 
der entweder während der täglichen Arbeit oder 
während einer täglichen Freizeit von mindestens 
zwei Stunden in Gemeinschaft angehalten wird, 
für die verbleibende Zeit in einem Einzelhaft­
raum;" 

28. Im § 104 Abs. 1 haben die Z. 1 und 2 zu 
lauten: 

,,1. im Falle der Notwehr (§ 3 des Strafgesetz­
buches); 

2. zur überwindung eines Widerstandes gegen 
die Staatsgewalt oder eines tätlichen Angriffes 
auf einen Amtsträger(§§, 276, 277 des Straf­

, gesetzbuches);" 

29. Der § 105 wird wie folgt geändert: 
, . 

a) Im Abs. 6 hat die Z. 1 zu lauten: 
,,1. im Falle der Notwehr (§ 3 des Strafgesetz­

buches) zur Verteidigung eines Menschen;" 

b) Im Abs. 6 Z. 3 treten an die Stelle der 
Wörter" wegen eines Verbrechens verurteilt wor­
den ist, das" die Wörter "wegen einer strafbaren 
Handlung verurteilt worden ist, die". 

c) Im Abos. 7 treten an die Stelle der Wörter 
"außer dem Fall gerechter Notwehr (§ 2 Abs. 1 
lit. g des Strafgesetzes)" die Wörter "außer dem 
Fall der Notwehr (§ 3 des Strafgesetzbuches)". 

30. Im § 107 Abs. 3 treten an die Stelle der 
Wörter "gerichtlich strafbaren übertretung" je­
weils die Wörter "in die Zuständigkeit der Be­
'zirksgerichte fallenden strafbaren Handlung". 

32. Im § 118 Abs. 3 treten an die Stelle der 
Wörter "gerichtlich strafbaren übertretung" die 
Wörter "in die Zuständigkeit der Bezirksgerichte 
fallenden strafbaren Handlung". 

33. Der § 126 wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Abs. 2 wird folgender Absatz 
eingefügt: 

,,(3) Die Anordnung, daß ein Strafgefangener 
Arbeiten ohne Bewachung außerhalb der Anstalt 
und nicht für einen zur Anstalt gehörenden Wirt­
schaftsbetrieb zu verrichten hat (Freigang), darf 
nur mit Zustimmung des Strafgefangenen getrof­
fen werden." 

b) Der bisherige Abs. 3 erhält die Absatz­
bezeichnung ,,(4)"; an die Stelle des Wortes 
"Kerkerstrafe" treten die Wörter "ein Jahr über­
steigenden Freiheitsstrafe". 

34. Im § 128 Abs. 1 und 2 treten an die 
Stelle der Wörter "wegen selbstverschuldeter vol­
ler Berauschung (§ 523 des Strafgesetzes)" jeweils 
die Wörter "wegen Begehung einer mit Strafe 
bedrohten Handlung im Zustand voller Berau­
schung (§ 294 des Strafgesetzbuches)". 

35. Der bisherige dritte Abschnitt des dritten 
Teiles (§ 130) entfällt. 

36. Die Bezeichnung und überschrift des Ab­
schnittes vor dem § 131 haben zu lauten: 

"Dritter Abschnitt 

VOLLZUG VON FREIHEITSSTRAFEN, 
DEREN STRAFZEIT EIN JAHR 'OBER­

STEIGT" 

37. Im § 131 Abs. 1 tritt an die Stelle des 
Wortes "Kerkerstrafe" das Wort "Freiheits­
strafe". 

38. Im § 136 Abs. 1 tritt an die Stelle des 
Wortes "Kerkerstrafen" das Wort "Freiheitsstra­
fen". 
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39. Der § 144 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) SO'weit dies nach den Einrichtungl!n der 
Anstalt möglich ist, sind Strafgefangenen, vO'n 
denen zu erwarten ist, daß sie die Lückerungen 
nicht mißbrauchen werden, im EntlassungsvO'll­
zug eine O'der mehrere der fO'lgenden LO'ckerun­
gen zu gewähren: 

1. Verlängerung der Besuchsdauer bis auf eine 
Stunde; 

2. Beschränkung der überwachung des Besuchs­
empfanges in der Weise, daß die überwachung 
des Inhaltes des Gespräches zwischen dem Straf­
gefangenen und dem Besucher unterbleibt; 

3. Freigang (§ 126 Abs. 3)." 

40. Der § 145 hat zu lauten: 

"Beginn des Entlassungsvollzuges 

§ 145. (1) Der EntlassungsvO'llzug beginnt je 
nach dem Ausmaß der zu vO'llziehenden Frei­
heitsstrafe drei bis sechs MO'nate vO'r der voraus­
sichtlichen Entlassung. 

(2) Wird ein Strafgefangener voraussichtlich 
bedingt entlassen, 50' ist der Zeitpunkt der vor­
aussichtlichen bedingten Entlassung der Zeitpunkt 
der vO'raussichtlichen Entlassung im Sinne des 
Abs.1. 

(3) Die Entscheidung darüber, ob ein Straf­
gefangener voraussichtlich bedingt entlassen wird 
(Abs. 2), steht dem Vollzugs gericht zu (§ 16 
Abs. 2 Z. 10)." 

41. Nach dem § 150 werden fO'lgende Unter­
abschnitte eingefügt: 

"Sechster Unter abschnitt 

V 0' 11 zug anS t r a f g e fan gen e n, der e n 
U n te rb r i n gun gin ein e r Ans ta I t 
für gefährliche Rückfallstäter 

. angeO'rdnet ist 

§ 151. (1) Auf die AnO'rdnung der Unter­
bringung eines Strafgefangenen in einer Anstalt 
für gefährliche Rückfallstäter ist im StrafvO'll­
zug im allgemeinen und bei der Arbeitszuweisung 
(§ 47), bei Ausführungen und überstellungen 
(§ 98) sowie bei der Unterbringung (§§ 124, 125) 
besO'nders Bedacht zu nehmen. 

(2) SO'lange nicht entschieden ist, daß die über­
stellung des Rechtsbrechers in die Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter nicht mehr nO'twendig 
ist (§ 24 Abs . .2 des Strafgesetzbuches), sind die 
§§ 144 bis 150 nicht anzuwenden, es sei denn, 
der Strafgefangene wird voraussichtlich bedingt 
entlassen (§ 145 Abs. 2 und 3). 

(3) Wird der Strafgefangene nicht vO'rzeitig 
entlassen, sO' hat das Gericht die Prüfung, ob die 
Unterbringung in einer Anstalt für gefährliche 
Rückfallstäter noch notwendig ist (§ 24 Abs. 2 
des Strafgesetzbuches), spätestens drei Monate 

vor dem Ende der Strafzeit vorzunehmen. Wird 
der Strafgefangene bedingt entlassen, so ist zu­
gleich auszusprechen, daß die Unterbringung 
nicht mehr notwendig ist (§§ 24 Abs. 2 und 48 
Abs. 4 des Strafgesetzbuches). 

(4) Ist der Verurteilte aus der Strafhaft in 
eine Anstalt für gefährliche Rückfallstäter zu 
überstellen, so ist die übersteIlung so zeitig vor­
zunehmen, daß sich der Verurteilte in dem Zeit­
punkt, in dem die Strafzeit endet, schon in der 
Anstalt für gefährliche Rückfallstäter befindet. 
Zu diesem Zweck kann die übersteIlung bis zu 
zwei Wochen vor dem Ende der Strafzeit einge­
leitet werden. Die im StrafvO'llzug als Eigengeld, 
Hausgeld O'der Rücklage gutgeschriebenen Geld­
beträge sind dem Verurteilten mit dem Tag der 
überstellung im Vollzug der Unterbringung in 
einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter gut­
zuschreiben. SO'weit Ordnungsstrafen im Zeit­
punkt der übersteIlung noch nicht oder noch 
nicht zur Gänze vO'llzogen sind, ist ihr Vollzug 
unbeschadet des § 116 Abs. 6 in der Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter durchzuführen. 

Siebenter Unterabschnitt 

VO'rbereitung einer bedingten 
Entlassung 

§ 152. Vor der Entscheidung über eine bedingte 
Entlassung (§ 47 des Strafgesetzbuches) hat das 
Gericht (§ 16 Abs. 2 Z. 12) stets in die Akten 
über das Strafverfahren und in den PersO'nalakt 
des Strafgefangenen Einsicht zu nehmen und der 
Sicherheitsbehärde, in deren Sprengel sich der 
Strafgefangene zuletzt aufgehalten hat und vO'r­
aussichtlich aufhalten wird, Gelegenheit zur Stel­
lungnahme zu geben. Wenn es zur VO'rhersage 
über das künftige Verhalten des zu Entlassenden 
zweckmäßig ist, ist er vom Gericht zu hören." 

42. Die bisherigen §§ 151 bis 154 erhalten die 
Bezeichnung ,,§ 153" bis ,,§ 156"; Bezeichnung 
und Überschrift des Abschnittes vO'r dem neuen 
§ 153 haben zu lauten: 

"V i e r t e r Ab s c h n i t t 

VOLLZUG VON FREIHEITSSTRAFEN, 
DEREN STRAFZEIT EIN JAHR NICHT 

üBERSTEIGT" 

43. Der neue § 153 hat zu lauten: 

"Allgemeine Vorschrift 

§ 153. Für den Vollzug von Freiheitsstrafen, 
deren Strafzeit ein Jahr nicht übersteigt, gelten 
die §§ 131 bis 133 und 148 bis 152 dem Sinne 
nach, sOweit im fO'lgenden nichts ander~s 
bestimmt wird." 

44. Im neuen § 154 hat der Abs. 2 zu lauten: 

,,(2) Die Frist für den O'rdentlichen Besuchs­
empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine WO'che. Im 

2 
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übrigen sind die Strafgefangenen wie Strafgefan­
gene in der Oberstufe des Vollzuges von Frei­
heitsstrafen zu behandeln, deren Strafzeit ein 
Jahr übersteigt." 

45. Der neue § 155 wird wie folgt geändert: 

. a) Der Abs. 1 und die Absatzbezeichnung ,,(2)" 
entfallen. 

b) An die Stelle des Wortes "Kerkerstrafen" 
tritt jeweils das Wort "Freiheitsstrafen". 

46. Im neuen § 156 Abs. 2 und 3 tritt an die 
Stelle des Wortes "Kerkerstrafen" jeweils das 
Wort "Freiheitsstrafen". . 

47. Der bisherige sechste Abschnitt des dritten 
Teiles (§§ 155 und 156) entfällt. 

48. Nach den neuen § 156 werden folgende 
Teile eingefügt: 

" VIERTER TEIL 

Voll zug der mit F r e i h e i t sen t­
z i eh u n g ver b u n d·e n e n vor b e u g e n­

den Maßnahmen 

Erster Abschnitt 

ANORDNUNG DES VOLLZUGES DER MIT 
FREIHEITSENTZIEHUNG VERBUNDENEN 

VORBEUGENDEN MASSNAHMEN 

§ 157. (1) Für die Anordnung des Vollzuges 
der mit Freiheitsentziehung verbundenen vor­
beugenden Maßnahmen gelten die §§ 3 bis 5 
und 7 dem Sinne nach, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird. 

(2) Ist der Vollzug einer mit Freiheitsentzie­
hung verbundenen vorbeugenden Maßnahme drei 
Jahre, nachdem die Maßnahme vollstreckbar ge­
worden ist, noch nicht eingeleitet worden, so 
darf die Maßnahme nur vollzogen werden, wenn 
festgestellt wird, daß die Gefährlichkeit, gegen 
die sich die Maßnahme richtet, noch besteht. 
Die Entscheidung, daß die Gefährlichkeit nicht 
mehr besteht, steht einer bedingten Entlassung 
aus der betreffenden Maßnahme gleich. 

(3) Für die Entscheidung nach Abs. 3 gilt § 7 
dem Sinne nach. 

Zweiter Abschnitt 

EINRICHTUNGEN UND BEHöRDEN DES 
VOLLZUGES DER MIT FREIHEITSENTZIE­
HUNG VERBUNDENEN VORBEUGENDEN 

MASSNAHMEN 

Anstalten für geistig abnorme Rechtsbrecher 

§ 158. (1) Die Unterbringung geistig abnormer 
Rechtsbrecher ist· in den dafür besonders be­
stimmten Anstalten zu vollziehen,· soweit in die-

sem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird. 
§ 8 Abs. 4 gilt dem Sinne nach. 

. (2) In den Anstalten für geistig abnorme 
Rechtsbrecher darf auch der Strafvollzug an 
Strafgefangenen durChgeführt werden, die wegen 
ihres psychischen Zustandes in anderen Vollzugs­
anstalten nicht sachgemäß behandelt werden kön­
nen oder die sich wegen psychischer Besonder­
heiten nicht für den allgemeinen Vollzug eignen. 
Dies gilt für den Vollzug der Unterbringung in 
ei~er Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechts­
brecher und für den Vollzug der Unterbringung 
in einer Anstalt für gefährliche· Rückfallstäter 
dem Sinne nach. 

Anstalten für entwöhnungsbedürftige Rechts­
brecher 

§ 159. (1) Die Unterbringung entwöhnungs­
bed~rftiger Rechtsbrecher ist in den dafür be­
sonders bestimmten Anstalten zu vollziehen, \ 
soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes 
bestimmt wird. § 8 Abs. 4 gilt dem Sinne nach. 

(2) In den Anstalten für entwöhnungsbedürf­
tige Rechtsbrecher darf auch der Strafvollzug 
an entwöhnungsbedürftigen Strafgefangenen 
(§ 68 a) durchgeführt werden. 

Anstalten für gefährliche Rückfallstäter 

§ 160. (1) Die Unterbringung gefährlicher 
Rückfallstäter ist in den dafür besonders 
bestimmten Anstalten zu vollziehen, soweit in 
diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt 
wird. § 8 Abs. 4 gilt dem Sinne nach. 

(2) Soweit Anstalten zur Unterbringung gefähr­
licher weiblicher Rückfallstäter nicht bestehen, 
darf die Unterbringung gefährlicher weiblicher 
Rückfallstäiter in besonderen Abteilungen der 
Frauenstrafvollzugsanstalten vollzogen, werden. 

Bestimmung der Zuständigkeit 

§ 161. Die Entscheidung darüber, in welcher 
von mehreren Anstalten für geistig abnorme 
Rechtsbrecher, für entwöhnungsbedürftige 
Rechtsbrecher und für gefährliche Rückfallstäter 
der Vollzug allgemein oder im Einzefall durch­
zuführen ist, steht dem Bundesministerium für 
Justiz zu; § 10 Abs. 1 gilt dem Sinne nach. Ebenso 
stehen die Entscheidungen über die Durchfüh­
rung des Vollzuges in einer Anstalt für geistig 
abnorme Rechtsbrecher oder für entwöhnungs­
bedürftige Rechtsbrecher in den Fällen der §§ 158 
Abs. 2 und 159 Abs. 2 dem Bundesministerium 
für Justiz zu. 

Vollzugs gericht 

§ 162. (1) Vollzugsgericht (§ 16) ist auch der 
in Strafsachen tätige Gerichtshof erster Instanz, 
in dessen Sprengel die mit Freiheitsentziehung 
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verbundene vorbeugende Maßnahmen vollzogen 
wird. § 16 Abs. 1 zweiter Satz gilt dem Sinne 
nach. 

(2) Das Vollzugsgericht nach Abs. 1, in den 
Fällen des § 24 Abs. 2 des Strafgesetzbuches aber 
das Vollzugsgericht nach § 16, entscheidet: 

1. über die Notwendigkeit der Unterbringung 
oder weiteren Unterbringung in einer Anstalt 
für -geistig abnorme Rechtsbrecher, in einer An­
stalt für entwQhnungsbedürftige Rechtsbrecher 
oder in einer Anstalt für gefährliche Rückfalls­
täter (§§ 24, 25 des Strafgesetzbuches); 

2. über die unbedingte Entlassung aus einer 
Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbre­
cher, wenn eine Fortsetzung oder Ergänzung der 
Entwöhnungsbehandlung keinen Erfolg versprä­

-che (§ 48 des Strafgesetzbuches); 

3. über die bedingte Entlassung aus einer An­
stalt für geistig abnorme Rechtsbrecher, einer 
Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbre­
cher _ oder einer Anstalt für gefährliche Rück­
fallstäter und die damit zusammenhängenden 
Anordnungen, über den Widerruf der bedingten 
Entlassung und darüber, daß die bedingte Ent­
lassung endgültig geworden ist, ,soweit in den 
§§ 179 und 180 nichts anderes bestimmt wird 
(§§ 48 bis 53, 56 und 58 des Strafgesetzbuches). 

Ergänzende Bestimmungen 

§ 163. Die §§ 11 bis 15 und 17 bis 19 gelten 
dem Sinne nach. 

Dritter Abschnitt 

der Sicherheit und Ordnung in den Anstalten 
so zu behandeln, wie es den Grundsätzen und 
anerkannten Methoden der Psychiatrie, Psycho­
logie und Pädagogik entspricht. Rechte der 
Untergebrachten, die den in den §§ 20 bis 129" 
den Strafgefangenen ei~geräumten Rechten ent­
sprechen, dürfen dabei -nur insoweit beschränkt: 
werden, als dies zur Erreichung der vorgenann­
ten Zwecke-unerläßlich ist. Die Rechte der Unter­
gebrachten, die den in den §§ -119 bis 122 den 
Strafgefangenen eingeräumten -Rechten entspre­
chen, sowie die Menschenwürde der Unter­
gebrachten, dürfen nicht beeinträchtigt werden. 
Beschwerden, von denen es offensichtlich ist, daß 
ihre Erhebung ausschließlich auf die geistige oder 
seelische Abartigkeit des Untergebrachten und 
nicht auf eine Beeinträchtigung seiner Rechte 
zurückzuführen ist, sind jedoch ohne förmliches 
Verfahren zurückzulegen. 

2. Die Z. 1 gilt dem Sinne nach auch für all­
gemein oder im Einzelfall getroffene Anordnun­
gen hinsichtlich der Pflichten der Untergebrachten 
sowie hinsichtlich der Maßnahmen gegenüber 
Untergebrachten, die Handlungen begangen 
haben, die bei einem Strafgefangenen als Ord-­
nungswidrigkeiten anzusehen wären; solche Maß­
nahmen dürfen außerdem den Untergebrachten· 
in ihrer Gesamtauswirkung keiner ungünstigeren 
Behandlung unterwerfen, als dies bei einem Straf-­
gefangenen zulässig wäre. 

(2) Soweit sich aus Abs. 1 nichts anderes er­
gibt, gelten auch für den Vollzug der Unter­
bringung nach § 21 Abs. 1 des Strafgesetzbuches; 
die Bestimmungen des § 166. 

UNTERBRINGUNG IN EINER ANSTALT Unterbringung nach § 21 Abs. 2 des Strafgesetz-
FüR GEISTIG ABNORME RECHTSBRECHER buches 

Zwecke der Unterbringung § 166. (1) Für den Vollzug der Unterbringung-
§ 164. Die Unterbringung in einer Anstalt für nach § 21 Abs. 2 des Strafgesetzbuches gelten. 

geistig abnorme Rechtsbrecher soll die Unter- folgende besondere Bestimmungen: 
gebrachten davon abhalten, unter dem Einfluß 1. Den Untergebrachten ist auf ihr Ansuchen­
ihrer geistigen oder seelischen Abartigkeit mit zu gestatten, daß ihnen auch andere als die im 
Strafe bedrohte Handlungen zu begehen. Die § 33 Abs. 2 genannten Gegenstände in ihren, 
Unterbringung soll den Zustand der Unter- Gewahrsam überlassen werden, soweit kein Miß­
gebrachten soweit bessern, daß von ihnen die brauch zu befürchten und die erforderliche über­
Begehung mit Strafe bedrohter Handlungen nicht wachung möglich ist. Die überlassung von Nah­
mehr zu erwarten ist, und den Untergebrachten rungs- und Genußmitteln ist jedoch nur in den 
zu einer rechtschaffenen und den Erfordernissen in den §§ 30, 34, 38 und 91 bestimmten Fällen 
des Gemeinschaftslebens angepaßten Lebensein- gestattet. 
stellung verhelfen. 

2.1 Der Bezug von Bedarfsgegenständen (§ 34) 
Unterbringung nach § 21 Abs. 1 des Strafgesetz- ist den Untergebrachten unbeschadet der §§ 112 

buches Abs. 2 und 114 Abs. 1 allwöchentlich gestattet. 

§ 165. (1) Für den Vollzug der Unterbringung 3. Die Frist für den ordentlichen Besuchs-
nach § 21 Abs. 1 des Strafgesetzbuches gelten empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine Woche. 

folgende besondere Bestimmungen: (2) Die Untergebrachten sind zur Erreichung, 
1. Die Untergebrachten sind unter Berücksich- der Vollzugszwecke (§ 164) entsprechend ihrem 

tigung ihres Zustandes zur Erreichung der Voll- Zustand ärztlich, insbesondere psychotherapeu­
zugszwecke (§ 164) und zur Aufrechtethaltung tisch, psychohygienisch und erzieherisch, zu be--
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treuen. Soweit danach Abweichungen von den 
Bestimmungen über den Vollzug der Unter­
bringung (§ 167) erforderlich sind, hat der An­
staltsleiter diese Abweichungen im Rahmen des 
§ 165 Abs. 1 Z. 1 und 2 anzuordnen. 

Ergänzende Bestimmungen 

§ 167. Soweit die §§ 164 bis 166 nichts anderes 
bestimmen, gelten die §§ 20 bis 129, 131 bis 135, 
146 bis 150 und 152 dem Sinne nach. 

Vierter Abschnitt 

6. Wird ein Untergebrachter nicht voraussicht­
lich bedingt entlassen, so hat der Entlassungs­
vollzug drei Monate vor dem Ablauf der An­
haltezeit (§ 25 Abs. 1 des Strafgesetzbuches) zu 
beginnen. 

Ergänzende Bestimmungen 

§ 170. Soweit die §§ 168 und 169 nichts 
anderes bestimmen, gelten die §§ 20 bis 129, 
131 bis 135, 144 bis 150 und 152 dem Sinne 
nach. 

Fünfter Abschnitt 

UNTERBRINGUNG IN EINER ANSTALT UNTERBRINGUNG IN EINER' ANSTALT 
FÜR ENTWöHNUNGSBEDÜRFTIGE FÜR GEFKHRLICHE RÜCKFALLSTKTER 

RECHTSBRECHER 

Zwecke der Unterbringung 

§ 168. Die Unterbringung in einer Anstalt für 
entwöhnungsbedürftige . Rechtsbrecher soll die 
Untergebrachten je nach ihrem Zustand vom 
Mißbrauch berauschender Mittel oder Suchtmittel 
entwöhnen, den Untergebrachten zu einer recht­
schaffenen und den Erfordernissen des Gemein­
schaftslebens angepaßten Lebenseinstellung ver­
helfen und sie davon abhalten, schädlichen Nei­
gungen nachzugehen. 

Besondere Bestimmungen 

§ 169. Für die Unterbringung in einer Anstalt 
für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher gelten 
folgende besondere Bestimmungen: 

1. Die Untergebrachten dürfen eigene Klei­
dung . und Leibwäsche tragen, soweit sie über 
ordentliche Kleidungs- und Wäschestück.e ver­
fügen. 

2. Den Untergebrachten ist auf ihr Ansuchen 
zu gestatten, daß ihnen auch andere als die im 
§ 33 Abs. 2 genannten eigenen Gegenstände in 
ihren Gewahrsam überlassen werden, soweit kein 
Mißbrauch zu befürchten ist und die erforderliche 
überwachung möglich ist. Die Überlassung von 
Nahrungs- und Genußmitteln ist jedoch nur in 
den in den §§ 30, 34, 38 und 91 bestimmten Fäl­
len gestattet. 

3. Der Bezug von Bedarfsgegenständen (§ 34) 
ist den Untergebrachten unbeschadet der §§ 112 
Abs. 2 und .114 Abs. 1 allwöchentlich gestattet. 

4. Die Untergebrachten sind zur Erreichung 
der Vollzugszwecke (§ 168) einer Entwöhnungs­
behandlung zu unterziehen und entsprechend 
ihrem Zustand ärztlich, insbesondere psycho­
therapeutisch, psychohygienisch und erzieherisch 
zu betreuen. 

5. Die Frist für den ordentlichen Besuchs­
empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine Woche. 

Zwecke der Unterbringung 

§ 171. Die Unterbringung in einer Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter soll die Untergebrach­
ten davon abhalten, schädlichen Neigungen nach­
zugehen, und ihnen zu einer rechtschaffenen und 
den Erfordernissen des Gemeinschaftslebens an­
gepaßten Lebenseinstellung verhelfen. 

Besitz von Gegenständen 

§ 172. Den Untergebrachten ist auf ihr An­
suchen zu gestatten, daß ihnen auch andere als 
die im § 33 Abs. 2 genannten eigenen Gegen­
stände in ihren Gewahrsam überlassen werden, 
soweit kein Mißbrauch zu befürchten und die 
erforderliche Überwachung möglich ist. Die 
Überlassung von Nahrungs- und Genußmitteln 
ist jedoch nur in den in den §§ 30, 34, 38 und 
91 bestimmten Fällen gestattet. 

Bezug von Bedarfsgegenständen 

§ ·173. Der Bezug von Bedarfsgegenständen 
(§ 34) ist den Untergebrachten unbeschadet der 
§§ 112 Abs. 2 und 114 Abs. 1 allwöchentlich ge­
stattet. 

Zulage zur Arbeitsvergütung 

§ 174. Ein Untergebrachter, der sich gut führt, 
hat nach Ablauf einer Vollzugszeit von zwei 
Jahren mit Beginn des nächsten auf diesen Zeit­
punkt folgenden Kalendermonates für jeden 
Arbeitstag .eine Zulage in der Höhe von einem 
Viertel, nach Ablauf von zwei weiteren Jahren 
aber in der Höhe der Hälfte der ihm sonst 
gebührenden Arbeitsvergütung zu erhalten. 

Besuchsempfang 

§ 175. Die Frist für den ordentlichen Besuchs­
empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine Woche. 

Entziehung oder Beschränkung der Zulage zur 
Arbeitsvergütung 

§ 176. (1) Als Strafe für eine Ordnungswidrig­
keit ist auch die Entziehung oder Beschränkung 
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des Rechtes auf Erhalt einer Zulage zur Arbeits­
vergütung (§ 174) zulässig. 

(2) Das Recht auf Erhalt einer Zulage zur 
Arbeitsvergütung darf höchstens für die Dauer 
von adn W od1en entzogen oder in der Weise 
beschränkt werden, daß der Untergebrachte an 
Stelle der Zulage in der Höhe der Hälfte der 
ihm sonst gebührenden Arbeitsvergütung nur 
eine Zulage in der Höhe eines Viertels der 
Arbeitsvergütung erhält. 

(3) § 116 Abs. 5 gilt auch für diese Ordnungs­
strafe. 

Beginn des Entlassungsvollzuges 

§ 177. Wird ein Untergebrachter nicht voraus­
sichtlich bedingt entlassen, so hat der Entlassungs­
vollzug sechs Monate vor dem Ablauf der An­
haltezeit (§ 25 Abs. 1 des Strafgesetzbuches) zu 
beginnen. 

Ergänzende Bestimmungen 

§ 178. Soweit die §§ 168 bis 177 nichts anderes 
bestimmen, gelten die §§ 20 bis 98, 100 bis 129, 
131 bis 135, 144 bis 150 und 152 dem Sinne 
nach. 

FÜNFTER TEIL 

Verfahren nach bedingter 
Entlassung 

Zuständiges Gericht 

§ 179. Werden einem Verurteilten im Zusam­
menhang mit einer bedingten Entlassung Wei­
sungen erteilt oder ein Bewährungshelfer bestellt 
und nimmt der Verurteilte ·seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Sprengel eines Ge­
richtshofes erster Instanz, der nicht im selben 
Bundesland liegt wie das Vollzugsgericht, so geht 
mit dem Eintritt der Rechtskraft der Entschei­
dung über die bedingte Entlassung und die damit 
zusammenhängenden Anordnungen die weitere 
Zuständigkeit auf diesen Gerichtshof über. 

Verfahren 

§ 180. (1) Für das Verfahren nach einer beding­
ten Entlassung gilt § 17 dem Sinne nach. 

(2) Vor der Entscheidung über den Widerruf 
der bedingten Entlassung hat das Gericht stets 
in die Akten über das Strafverfahren Einsicht 
zu nehmen und womöglich den Entlassenen, 
wenn ein Bewährungshelfer bestellt worden ist, 
auch diesen zu hören. Vor dem Ausspruch, daß 
die Entlassung endgültig geworden ist, ist der 
Sicherheitsbehörde, in deren Sprengel sich der 
Entlassene aufhält, Gelegenheit zur Stellung­
nahme zu geben. Außerdem ist vor dieser Ent­
scheidung eine Strafregisterauskunft einzuholen 
und, wenn ein Bewährungshelfer bestellt worden 
ist, auch dieser zu hören. 

(3) Das Gericht und die Sicherheitsbehörden 
(§ 177 Abs. 2 der Strafprozeßordnung 1960) 
können den Entlassenen in vorläufige Verwah­
rung nehmen, wenn dringender Verdacht besteht, 
daß Grund zum Widerruf der bedingten Ent­
lassung vorhanden sei, und die Flucht des Ent­
lassenen zu befürchten ist. Die Beschwerde gegen' 
eine vorläufige Verwahrung hat keine aufschie­
bende Wirkung. 

(4) Davon, daß eine bedingte Entlassung end­
gültig geworden ist, ist die Sicherheitsbehörde 
des Aufenthaltsortes des Entlassenen zu benach­
richtigen. " 

49. In der Bezeichnung des Teiles vor dem 
bisherigen § 157 tritt an die Stelle des Wortes 
"VIER TER" das Wort "SECHSTER". 

50. Der bisherige § 157 wird wie folgt ge­
ändert: 

a) Der Paragraph erhält die Bezeichnung 
,,§ 181". 

b) In Abs. 1 erster Satz werden nach dem 
Wort "tritt" die Wörter" , soweit im folgenden. 
nichts anderes bestimmt ist," eingefügt. 

c) 'Nam Abs. 2 wird folgender neuer Absatz 
angefügt: 

,,(3) Die Knderungen und Ergänzungen dieses 
Bundesgesetzes durch das Strafvollzugsanpas­
sungsgesetz treten mit dem 1. Jänner 1975 mit 
folgenden Einschränkungen in Kraft: 

1. Vorbereitungen zur Errichtung und zum 
Betrieb besonderer Anstalten für geistig abnorme 
oder entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher kön­
nen schon mit der Kundmachung des Strafvoll­
zugsanpassungsgesetzes getroffen werden. Die 
gänzliche oder teilweise Inbetriebnahme solcher 
Anstalten ist ab 1. Jänner 1975 jederzeit zulässig. 

2. Die §§ 164 bis 167 treten mit Beziehung auf 
die Unterbringung nach § 21 Abs. 1 des Straf­
gesetzbumes erst in Kraft, sobald eine Anstalt 
für geistig abnorme Rechtsbrecher ihren Betrieb 
aufgenommen hat. Ihre Anwendung im Sinne 
des Art. III des Strafvollzugsanpassungsgesetzes 
ist allerdings schon ab 1. Jänner 1975 möglim." 

51. Der bisherige § 158 wird wie folgt ge­
ändert: 

a) Der Paragraph erhält die Bezeichnung 
,,§ 182". 

b) An die Stelle des bisherigen Bud1Staben a 
treten folgende Bestimmungen: 

"a) der §§ 44 bis 55 und 75 bis 84 das Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für 
soziale Verwaltung, 

b) der §§ 66 bis 74 und 164 bis 170 das Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz," 
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e) Die bisherigen Buchstaben bund e erhalten 
·die Bezeichnungen "e" und "d". 

Artikel 11 

Vollzug der auf Kerker oder Arrest lautenden 
Strafurteile 

1. Strafurteile, die auf schweren Kerker, Ker­
-ker, strengen Arrest oder Arrest im Sinne des 
österreichischen Strafgesetzes 1945, A. Slg. Nr. 2, 
lauten, sind so zu vollziehen, als ob sie auf 
Freiheitsstrafe im Sinne des Strafgesetzbuches 
lauteten. 

2. Verschärfungen einer Kerker- oder Arrest­
:strafe im Sinne des österreichischen Strafgesetzes 
1945, A. Slg. Nr. 2, sind nicht mehr zu voll­
ziehen. 

Artikel III 

Anhaltung geistig abnormer Rechtsbrecher 

(1) 1. Solange die erforderlichen Anstalten für 
-geistig abnorme Rechtsbrecher (§ 158 Abs. 1 
StVG) noch nicht errichtet sind oder Personen, 
auf deren Unterbringung' das Gericht erkannt 
hat, noch nicht aufnehmen können, sind 

a) Unterbringungen nach § 21 Abs. 1 des 
Strafgesetzbuches in öffentlichen Kranken­
anstalten für Geisteskranke und 

b) Unterbringungen nach § 21 Abs. 2 des 
Strafgesetzbuches in Sonderanstalten nach 
§'8 Abs. 3 Z. 4 StVG oder in besonderen 
Abteilungen der An:stalten zum Vollzug 
von Freiheitsstrafen zu vollziehen. 

2. Werden Anstalten für _ geistig abnorme 
Rechtsbrecher teilw~ise in Betrieb genommen, 
so hat das Bundesministerium für Justiz in 
sinngemäßer Anwendung des § 161 StVG zu 
entscheiden, welche Untergebrachten in diese 
Anstalten zu uberstellensind. 

(2) Die öffentlichen Krankenanstalten für 
Geisteskranke sind verpflichtet, die nach Abs. 1 
Z. 1 Buchstabe a eingewiesenen Personen aufzu­
nehmen und anzuhalten. Für die Vollziehung 
der Anhaltung gelten die Bestimmungen des 
Krankenanstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957, 
über die Anhaltung von Pfleglingen, die auf 
Grund einer Anordnung eines Entmündigungs­
oder Pflegschaftsgerichtes aufgenommen worden 
sind, dem Sinne nach. Auf § 164 StVG ist nach 
Möglichkeit Bedacht zu nehmen. Die Pflege­
gebühren trägt der Bund. 

(3) Ein nach Abs. 1 Z. 1 Buchstabe a in eine 
öffentliche Krankenanstalt Eingewiesener kann, 
wenn es sein Zustand gestattet, in eine Sonder­
anstalt nach § 8 Abs. 3 Z. 4 StVG und ein nach 
Abs. 1 Z. 1 Buchstabe b in eine solche Anstalt 

Eingewiesener, wenn es sein Zustand erfordert, 
in eine für die Unterbringung nach § 21 Abs. 1 
des Strafgesetzbuches in Betracht kommende 
Anstalt überstellt werden. Für die Entscheidung 
über die Überstellung gilt § 161 StVG dem 
Sinne nach. 

(4) Alle nach Abs. 1 Z. 1 Buchstabe a in 
öffentliche Krankenanstalten für Geisteskranke 
Eingewiesenen sind spätestens mit der vollen ~u~­
nahme des Betriebes in den Anstalten für geIStIg 
abnorme Rechtsbrecher dorthin zu überstellen. 
Von der ÜbersteIlung ist nur abzusehen, wenn 
der Untergebrachte voraussichtlich binnen zwei 
Monaten von dem Zeitpunkt an, zu dem seine 
ObersteIlung möglich wäre, zu entlassen sein 
wird. 

Artikel IV 

Anhaltung entwöhnungsbedürftiger Rechts­
brecher 

Solange die erforderlichen Anstalten für ent­
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher (§ 159 StVG) 
noch nicht errichtet sind oder Personen, auf 
deren- Unterbringung das Gericht erkannt hat, 
noch nicht aufnehmen können, ist die Unter­
bringung entwöhnungsbedürftiger Rechtsbrecher 
in besonderen Abteilungen der Anstalten zum 
Vollzug von Freiheitsstrafen zu vollziehen. Wer­
den Anstalten für entwöhnungsbedürftige 
Rechtsbrecher teilweise in Betrieb genommen, so 
hat das Bundesministerium für Justiz in, sinn­
gemäßer Anwendung des § 161 StVG zu ent­
scheiden, welche Untergebrachten in diese An­
stalten zu überstellen 'sind. 

Artikel V 

Vollzug der auf Unterbringung in einem Arbeits­
haus lautenden Strafurteile 

1. Die Unterbringung eines Rech·tsbrechers in 
einem Arbeitshaus ist nach dem 31. Dezember 
1974 als Unterbringung in einer Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter (§ 23 des Strafgesetz­
buches) zu vollziehen, wenn die Unterbringung 
nach § 1 Abs. 2 des Arbeitshausgesetzes 1951, 
BGBl. Nr. 211, angeordnet worden ist und fest­
gestellt wird, daß zugleich mit den Voraussetzun­
gen nach § 1 Abs. 2 des Arbeitshausgesetzes 1951 
auch die Voraussetzungen nach § 23 des Straf­
gesetzbuches vorgelegen 'sind. Diese Feststellung 
muß bei einem Rechtsbrecher, an dem am 31. De­
zember 1974 die Unterbringung in einem Ar~ 
beitshaus oder die dieser Unterbringung voran­
gehende Freiheitsstrafe vollzogen wird, späte­
stens bis zu diesem Zeitpunkt in Rechtskraft 
erwachsen sein, sonst spätestens bis zu dem Zeit­
punkt, ab dem die Unterbringung in einem Ar­
beitshaus zu vollziehen wäre. Über die Fest~ 
stellung hat, solange an dem Rechtsbrecher die 
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Freiheitsstrafe oder Unterbringung im Arbeits-I 
haus vollzogen wird, das Vollzugs gericht (§§ 16, 
162 StVG), sonst das erkennende Gericht auf 
Antrag des öffentlichen Anklägers zu entscheiden. 

2. Die Unterbringung in einer Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter nach Z. 1 darf zusam­
men mit der vorangehenden Unterbringung in 
einem Arbeitshaus nicht länger als fünf Jahre 
dauern. 

3. Soweit die Unterbringung eines Rechts­
brechers in einem Arbeitshaus nicht nach Z. 1 
als Unterbringung in einer Anstalt für gefähr­
liche Rückfallstäter zu vollziehen ist, darf sie 
nach dem 31. Dezember 1974 nicht mehr voll­
zogen werden. Ebenso darf die Unterbringung 
nicht mehr vollzogen werden, wenn sie im Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
nach den §§ 2 und 4 des Arbeitshausgesetzes 1951 
für eine Probezeit aufgeschoben oder der Unter­
gebrachte in diesem ZeitpuQkt auf Probe ent­
lassen ist. 

Artikel VI 

Inkrafttreten 

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme des 
Art. V mit dem 1. Jänner 1975 in Kraft. 

2. Art. V tritt mit dem 1. Juli 1974 in Kraft. 

Artikel VII 

Vollziehung 

1. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Justiz betraut, soweit 
sich aus Art. I Z. 51 Buchstabe b und aus der 
folgenden Z. 2 nichts anderes ergibt. 

2. Der Bund~sminister für Justiz hat bei der 
Vollziehung des Art. III das Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz zu pflegen. 

Erläuterungen 

Allgemeines 

Der Nationalrat der XIII. GP hat in seiner 
76. Sitzung in Abänderung eines Beschlusses aus 
der 22. Sitzung beschlossen, dem Justizausschuß 
zur Berichterstattung über die Regierungsvorlage 
für ein neues Strafgesetzbuch eine Frist bis 
25. November 1973 zu erteilen. Damit ist eine 
Beschlußfassung über das neue materielle Straf­
rechtdurch den Nationalrat noch im Laufe dieses 
Jahres gesichert und das Inkrafttreten des Straf­
gesetzbuches mit 1. Jänner 1975 ermöglicht. Es 
bedarf keiner näheren Ausführungen, daß das 
Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuches An­
passungen anderer Bereiche des Strafrechtes ("Be­
gleitgesetze") voraussetzt. In einem solchen "Be­
gleitgesetz" muß das Strafvollzugsgesetz an das 
neue Strafgesetzbuch angepaßt werden. 

Nach der R V eines neuen StGB soll es künftig 
nicht mehr wie nach dem bisher geltenden Recht 
verschiedene Freiheitsstrafarten, sondern nur 
mehr eine einheitliche "Freiheitsstrafe" geben. 
Ferner sollen neben die Freiheitsstrafe eirie Reihe 
mit Freiheitsentziehung verbundener vorbeugen­
der Maßnahmen treten~ Die im bisher' geltenden 
Recht vorgesehene Unterbringung m emem 
Arbeitshaus soll dagegen entfallen. 

Um die diesbezüglichen Bestimmungen voll­
ziehen zu können, müssen die auf dem Gebiet 
des Vollzuges freiheitsentziehender Strafrechtsfol­
gen derzeit bestehenden Vorschriften, d. s. die 
Bestimmungen des Strafvollzugsgesetzes, geän-

dert und ergänzt werden. Der weitaus überwie­
gende Teil dieser Änderungen und Ergänzungen 
kann im Strafvollzugsgesetz selbst vorgenommen 
werden; ebenso sollen in dieses Gesetz die bisher 
im Gesetz über die bedingte Verurteilung 1949 
enthaltenen Bestimmungen über das Verfahren 
im Zusammenhang mit einer bedingten Entlas­
sung aufgenommen werden (Art. I). Außer halb 
des Strafvollzugsgesetzes sind im gegebenen Zu­
sammenhang lediglich übergangsbestimmungen 
betreffend den weiteren Vollzug der auf eine 
der Freiheitsstrafarten des bisher geltenden Rech­
tes oder auf Unterbringung in einem Arbeitshaus 
lautenden Strafurteile (Art. II und V) und Be­
stimmungen über die bis zur Inbetriebnahme 
eigener Anstalten für geistig abnorme und ent­
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher in Aussicht 
genommene Anhaltung solcher Rechtsbrecher 
(Art. III und IV) vorzusehen. 

Zu Art. I - Änderungen des Strafvollzugsge­
setzes: 

Zu Z. 1 bis 7, 11 bis 13, 20 und 21, 28 bis 30, 
32 bis 38 und 42 bis 47: 

Die in diesen Ziffern vorgesehenen Änderun­
gen sind ausschließlich oder zu einem Teil - in­
soweit wird hinsichtlich des anderen Teiles auf 
die folgenden Erläuterungen hingewiesen - aus 
folgenden Gründen erförderlich: 

1. Während nach dem bisher geltenden Recht 
verschiedene Freiheitsstrafarten, nämlich Kerker 
oder Arrest, sowie allenfalls auch Verschärfungen 
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dieser Strafen zu vollziehen sind, kommt nach 
dem neuen StGB nur mehr der Vollzug einer 
einheitlichen "Freiheitsstrafe" in Betracht, wobei 
es auch keine Verschärfungen mehr geben soll. 

2. Wo in Bestimmungen auf das bisher geltende 
Strafgesetz Bezug genommen worden ist, soll 
stattdessen nunmehr auf das neue StGB Bezug 
genommen werden. Entsprechendes gilt für Be­
zugnahmen auf das Gesetz über die bedingte 
Verurteilung 1949 u. ä. . 

3. Der Vollzug der mit Freiheitsentziehung 
verbundenen vorbeugenden Maßnahmen soll 
zwar im wesentlichen in einem eigenen Abschnitt 
des Gesetzes (Vierter Teil) zusammenfassend ge­
regelt werden, die neuen Bestimmungen sind je­
doch auch im Titel des Gesetzes und in den ein­
leitenden Bestimmungen zu berücksichtigen. 

Zu Z. 5 und 6: 

Ist die Unterbringung des Verurteilten in einer 
Anstalt für geistig abnorme oder entwöhnungs­
bedürftige Rechtsbrecher oder für gefährliche 
Rückfallstäter angeordnet worden, so soll ein 
Aufschub des Vollzuges der über den Verurteil­
ten verhängten Freiheitsstrafe aus den im § 6 
StVG genannten Gründen von vornherein nicht 
in Betracht gezogen werden können. Anders bei 
Vollzugsuntauglichkeit nach § 5 StVG: in diesem 
Fall soll jedoch stets eine Ersatzhaft nach den 
Abs. 3 und 4 dieser Gesetzesstelle angeordnet 
werden. 

Zu Z. 7 bis 9: 

Im Zuge der Bemühungen um eine zeitgemäße 
Reform des Strafvollzuges hat sich ergeben, daß 
die Aufrechterhaltung des Betriebes der bezirks­
gerichtlichen Gefangenenhäuser, deren Zahl in 
den letzten Jahrzehnten ständig zurückgegangen 
ist, als selbständige Einrichtungen zum Vollzug 
von Freiheitsstrafen nicht mehr vertretbar ist. 
Soweit diese Einrichtungen daher überhaupt be­
stehen bleiben, sollen sie künftig unselbständige 
Außenstellen der Gefangenenhäuser der Gerichts­
höfe bilden. 

Zu Z. 10: 

Die Änderung im Abs. 1 berücksichtigt einer­
seits den Wegfall der bezirksgerichtlichen Ge­
fangenenhäuser als selbständige Vollzugsanstal­
ten (siehe zu Z. 7 bis 9), anderseits soll dadurch 
die bisher im Gesetz nicht ausdrücklich geregelte 
Frage entschieden werden, ob und wann als Voll­
zugsgericht ein Dreirichtersenat oder ein Einzel­
richter tätig zu werden hat. 

Die Änderung der Z. 10 hängt mit der zu 
Z. 40 begründeten Anderung der Bestimmungen 
über den Entlassungsvollzug zusammen. 

Die Erweiterung der Z. 3 im Abs. 2 berück­
sichtigt die unter Z. 26 näher erläuterte Einfüh­
rung eines Urlaubs. 

Die neu vorgesehene 'z. 12 StVG übernimmt 
im wesentlichen die bisher im § 16 Abs. 1 des 
Gesetzes über die bedingte Verurteilung 1949 
enthaltene Zuständigkeitsregelung für die be­
dingte Entlassung aus einer Freiheitsstrafe. Ergän­
zende Bestimmungen für das Verfahren nach 
einer bedingten Entlassung enthält § 180. Hin­
sichtlich der Entscheidungen im Zusammenhang 
mit freiheitsentziehenden vorbeugenden Maßnah­
men, insbesondere mit Entlassungen aus diesen 
Maßnahmen ist auf § 162 und die Erl. hiezu 
zu verweisen. 

Zu Z. 14: 

Die Einfügung berücksichtigt die unter Z. 17 
und 25 näher erläuterten neu vorgesehenen Ver­
günstigungen der Benützung eines eigenen Rund­
funkempfangsg~rätes und des Gruppenausganges. 

Zu Z. 15: 

Die bisher geltende Fassung des § 28 ordnet ins­
besondere an, daß die Strafgefangenen mit den 
im Strafvollzug tätigen Personen nur in bestimm­
ten Fällen sprechen dürfen. Die dieser Regelung 
zugrunde liegende Auffassung erscheint überholt. 
Gelegentlich der somit erforder.lichen Neufas­
sung sollen auch die übrigen Bestimmungen über 
das Sprechen der Strafgefangenen zweckentspre­
chend gestaltet werden. 

Zu Z.16: 

Nach § 32 Abs. 6 haben einen Beitrag zu den 
Kosten des Strafvollzuges ausschließlich diejenigen 
Strafgefangenen zu leisten,. die sich weigern, 
Arbeiten zu verrichten, obwohl sie fähig sind zu 
arberten. Die Höhe dieses Beitrages ist im Jahr 
1969 mit 35 S festgesetzt worden. Nach der Ent­
wicklung des Geldwertes würde diesem Betrag 
inzwischen ein Betrag von etwas über 50 S ent­
sprechen. Um Novellierungen des Gesetzes eigens 
zum Zweck einer Valorisierung entbehrlich zu 
machen, wird vorgeschlagen, den Betrag in eine 
entsprechende Relation zur Arbeitsvergütung der 
Strafgefangenen zu setzen, die ihrerseits zu folge 
§ 52 Abs. 2 jeweils auf dem Verordnungsweg 
valorisiert wird 1). 

Zu Z. 17: 

Nach § 58 Abs. 1 ist den Strafgefangenen in 
der Freizeit u. a. Gelegenheit zur Teilnahme am 
Empfang geeigneter Rundfunksendungen zu 
geben. Dies geschieht im allgemeinen in der 

1) Unter Berücksichtigung der zum 1. Jänner 1974 
in Aussicht genommenen Erhöhung des im textbezo­
genen Vergütungsbetrages wird sich ein eigentlicher 
Kostenbeitrag in der Höhe von 50 Sergeben. 
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Weise, daß von der Anstaltsleitung ausgewählte 
Hörfunksendungen über Lautsprecher in die 
Hafträume übertragen werden. Künftig soll je­
doch darüber hinaus. als Vergünstigung unter ent­
sprechenden Voraussetzungen einzelnen Strafge­
fangenen auch der Besitz eines Rundfunkemp­
fangsgerä-res zur Benützung während der Freizeit 
(allenfalls auch während der Arbeitszeit) gestattet 
werden können. 

Zu Z.18: 

Bisher durften die Strafgefangenen für die 
Anschaffung von Gegenständen, die sie für ver­
schiedene im Gesetz vorgesehene Möglichkeiten 
der Beschäftigung in der Freizeit benötigen, aus­
schließlich die' Vergütung für die von ihnen zu 
leistenden Arbeiten verwenden. Es hat sich ge­
zeigt, daß diese Beschränkung dem Umfang, in 
dem die Strafgefangenen von den Möglichkeiten 
einer . Freizeitbeschäftigung Gebrauch machen, 
zu enge Grenzen setzt; sie soll daher entfallen. 

Zu Z.19: 

Nach § 22 Abs. 2 der R V eines StGB ist trotz 
Vorliegen der Voraussetzungen für die Unter­
bringung in einer Anstalt für entwöhnungsbe­
dürftige Rechtsbrecher von einer solchen Unter­
bringung u. a. dann abzusehen, wenn der Rechts-

. brecher mehr als zwei Jahre in Strafhaft zu ver­
büßen hat. Nach den Erl. zur R V S. 107 ist 
dafür die Erwägung maßgebend, daß in einem 
solchen Fall der Strafvollzug hinlänglich Chancen 
für eine Entwöhnung bietet. Nach den geltenden 
Bestimmungen über die ärztliche Betreuung der 
Strafgefangenen kann jedoch ein Strafgefangener 
nicht ohne weiteres dazu verhalten werden, sich 
einer entsprechenden Behandlung zu unterziehen. 
Der vorliegende Paragraph soll diese Lücke schlie­
ßen. 

Zu Z. 22 bis 24: 

Bisher mußten sämtliche von einem Strafge­
fangenen abgesendeten und für ihn eingehenden 
Briefe vom Anstaltsleiter oder den hiezu von 
ihm besonders bestimmten Bediensteten gelesen 
werden. Der hieraus für den Sicherungszweck 
des Vollzuges entspringende Vorteil steht jedoch 
weder ZU der damit verbundenen Beeinträchti­
gung des Briefgeheimnisses in einem entsprechen­
den Verhältnis, noch zu dem dazu erforderlichen 
Verwaltungs aufwand. Die überwachung des 
Briefverkehrs soll sich daher in Hinkunft -ab­
gesehen von Stichproben und dem Fall, daß 
gegenüber einem bestimmten Strafgefangenen 
der Verdacht eines Mißbrauches besteht, grund­
sätzlich auch auf diejenige Maßnahmenbeschrän­
ken, die erforderlich sind, um unerlaubte Sen­
dungen von Geld oder anderen Gegenständen 
hintanzuhalten. 

Die Einschränkung der überwachung gestattet 
es, die bisher für den Briefverkehr bestandenen 
zeitlichen Beschränkungen grundsätzlich aufzu~ 
heben. Im Einzelfall kann sich jedoch eine Ein­
schränkung weiterhin als notwendig erweisen; 
dann soll sie, ähnlich wie dies seit der Straf­
prozeßnovelle 1972 für den Vollzug der Unter­
suchungshaft gilt, vom Anstaltsleiter angeordnet 
werden können. 

Zu Z. 25: 

Die Bestimmung über den Gruppenausgang 
übernimmt eine Regelung, die in ähnlicher Form 
bereits seit längerer Zeit im Bereich des Jugend­
strafvollzuges gilt (§ 60 Abs. 8 des Jugendgerichts­
gesetzes 1961), für den Strafvollzug an Erwach­
senen. 

Zu Z. 26: 

Der Gedanke der Ermöglichung eines Urlaubes 
für Strafgefangene, die längere Freiheivsstrafen 
zu verbüßen haben, ist bereits im Ministerialent­
wurf eines Strafvollzugsgesetzes v. J. 1965 zur 
Diskussion gestellt worden, damals jedoch über­
wiegend auf Ablehnung gestoßen. Inzwischen 
sprechen jedoch mehrere Gründe für die Not­
wendigkeit einer gesetzlichen Vorsorge in dieser 
Richtung: Einmal die guten Erfahrungen, die 
man damit schon seit längerem insbesondere in 
skandinavischen Ländern und In der Schweiz, 
aber auch bereits in der Bundesrepublik Deutsch­
land gemacht hat; zweitens die Einmütigkeit, mit 
der die·. Forderung danach heutzutage von Fach­
leuten des In- und Auslandes erhoben und dem­
entsprechend auch in neueren Gesetzentwürfen 
berücksichtigt wird 1); drittens und nicht zuletzt 
die durch wissenschaftlich.e Untersuchungen er­
härtete überzeugung, daß der Urlaub im lang­
fristigen Strafvollzug bei vielen Strafgefangenen 
zur Vermeidung schwerer und dauernder psychi­
scher Schädigungen nicht entbehrt werden kann. 

Zu Z. 27: 

Im Zusammenhang mit der Schaffung geeig­
neter Einrichtungen zur Unterbringung gefähr­
licher Strafgefangener in einer Strafvollzugs­
anstalt sind Zweifel darüber entstanden, ob und 
in welchem Umfang die Anordnung bestimmter 
für zweckmäßig befundener Formen der Unter­
bringung dem Anstaltsleiter zusteht oder einer 
Anordnung des Vollzugsgerichtes bedarf. Die 
vorliegende Bestimmung soll klarstellen, daß 
die Unterbringung eines im Sinne des § 103 

1) So zuletzt die R V eines Strafvollzugsgesetzes für 
die BRD v. J. 1973 und der Alternativ-Entwurf eines 
solchen Gesetzes vom selben Jahr. 

3 
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Abs. 1 StVG 1) gefährlichen Strafgefangenen in der 
Weise, daß er während der täglichen Arbeit oder 
während einer täglichen Freizeit von mindestens 
zwei Stunden in Gemeinschaft angehalten wird, 
für die verbleibende Zeit in einem Einzelraum 
zu denjenigen besonderen Sicherheitsmaßnahmen 
zählt, deren Anordnung in die Zuständigkeit des 
Anstaltsleiters fällt. 

Zu Z. 29: 

Durch die in lit. b vorgesehene Knderung des 
§ 105 Abs. 6 StVG wird der Wortlaut in über­
einstimmung mit den vergleichbaren Bestimmun­
gen des § 5 Abs. 3 Z. 1 und § 6 Abs. 1 gebracht. 

Zu Z. 31: 

Der grundsätzliche Entfall der zeitlichen Be­
schränkungen oder das Absenden und den 
Empfang von Briefen macht eine Neuregelung 
der bisher auf die "Brieffristen" abgestellten 
Regelung über den strafweisen Entzug des Rech­
tes auf Briefverkehr erforderlich. 

Zu Z. 33: 

Es ,entspricht einer modernen Auffassung im 
Strafvollzug, für geeignete Strafgefangene auch 
die Möglichkeit eines sogenannten "Freiganges" 
(auch als "offener Vollzug" bzw. "Vollzug in 
halber Freiheit" bezeichnet) vorzusehen. Bei die­
ser Vollzugsform gehen die Strafgefangenen 
außerhalb der Anstalt und ohne Bewachung in 
einem nicht zur Anstalt gehörenden Wirtschafts­
betrieb einer Arbeit nach, während sich ihre 
Anhaltung in der Anstalt auf die Freizeit (ein­
schließlich der Einnahme von Mahlzeiten) und 
Ruhezeiten beschränkt. Ein solcher Freigang wäre 
im Rahmen der Bestimmungen über den Straf­
vollzug in gelockerter Form an sich schon bisher 
zulässig gewesen. In Anbetracht des Ausmaßes 
der darin gelegenen Lockerung erscheint es jedoch 
zweckmäßig, darauf ausdrücklich hinzuweisen. 
Die Vorschrift, daß die Anordnung des Frei­
ganges nur mit Zustimmung des Strafgefangenen 
getroffen werden darf, trägt den Bestimmungen 
des Art. 2 Z. 1 und 2 lit. c des übereinkommens 
über Zwangs- oder Pflichtarbeii:, BGBl. Nr. 86/ 
1961, Rechnung. 

Die Zulässigkeit des Freiganges im Rahmen 
des § 126 5tVG bedeutet, daß diese Form des 
Vollzuges bei Strafgefangenen möglich ist, die 
zeitliche Freiheitsstrafen verbüßen, in Einrich­
tungen für den gelockerten Vollzug (zumeist 

1) Diese Bestimmung lautet: "Gegen Strafgefangene, 
bei denen Fluchtgefahr, die Gefahr von Gewalttätig­
keiten gegen Personen oder Sachen oder die Gefahr 
eines Selbstmordes oder der Selbst beschädigung besteht 
oder von denen sonst eine beträchtliche Gefahr für 
die Sicherheit oder Ordnung ausgeht, sind die erfor­
derlichen besonderen Sicherheitsmaßnahmen anzu-
ordnen." . 

Außenstellen von Vollzugsanstalten) angehalten 
werden und von denen zu erwarten ist, daß sie 
die mit dem Freigang verbundene Vollzugslocke­
rung nicht mißbrauchen werden. Darüber hinaus 
soll der Freigang aber auch im Rahmen des Ent­
lassungsvollzuges möglich sein (siehe Z. 39). 

Zu Z. 39 und 40: 

Die §§ 144 und 145 sehen in ihrer bisherigen' 
Fassung im wesentlichen folgendes vor: Straf­
gefangene, die Freiheitsstrafen mit einer Straf­
zeit von mehr als einem Jahr verbüßen, sollen 
in einem je nach dem Ausmaß der Strafzeit 
genau bC5timmten Zeitpunkt vor ihrer voraus­
sichtlichen Entlassung von den übrigen Straf­
gefangenen getrennt und gemeinsam in einem 
besonderen Vollzug ~uf ihre Entlassung vorbe­
reitet werden. Da die Durchführung dieser Be­
stimmungen sowohl in baulicher als auch in per­
sonell-organisatorischer Hinsicht umfangreiche 
Vor kehrungen erfordert, ist das Inkrafttreten 
bereits in den Schlußbestimmungen der ursprüng­
lichen Fassung des Gesetzes auf einen Zeitpunkt 
verschoben worden, der erst zwei Jahre nach dem 
Inkrafttreten nahezu aller übrigen Bestimmungen 
liegen sollte; die Strafvollzugsgesetznovelle 1971 
hat diesen Zeitpunkt sodann um weitere drei 
Jahre verschoben. Im Zuge der in der Zwischen­
zeit nach Vorbereitung der Durchführung ange­
stellten überlegungen hat sich ergeben, daß die 
Bestimmungen einer überarbeitung bedürfen: 

Zunächst ist namentlich von den Vertretern 
der Praxis darauf hingewiesen worden, daß die 
völlige Herauslösung derjenigen Strafgefangenen, 
deren Entlassung innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes bevorsteht, aus dem bisherigen Voll­
zug und ihre Zusammenfassung in einem Sonder­
vollzug mehr Nachteile als Vorteile brächte. So 
könnte z. B. in einem solchen Vollzug die Diffe­
renzierung zwischen Strafgefangenen im Erstvoll­
zug und anderen Strafgefangenen kaum aufrecht­
erhalten werden. Dadurch würde der Erfolg c\er 
Differenzierung in Frage gestellt. Außerdem müß­
ten vielfach die Art der zugewiesenen Arbeit 
geändert oder eingeleitete Berufsausbildungen 
und -fortbildungen unterbrochen werden, ohne 
daß dies im Interesse des Strafgefangenen oder 
der Vollzugsverwaltung läge. Um diese Nach­
teile zu vermeiden, soll die Verpflichtung zur 
Unterstellung unter einen besonderen Vollzug 
überhaupt entfallen. Dafür soll eine nutzbrin­
gende Verwendung des Zeitraumes vor der Ent­
lassung in anderer Weise simergestellt werden: 
Die Strafgefangenen sollen hier nicht nur, wie 
schon bisher vorgesehen, in vermehrtem Ausmaß 
erzieherisch und fürsorgerism betreut werden 
(§ 144 Abs. 1), sondern es sollen ihnen auch 
verschiedene Lockerungen des Vollzuges gewährt 
werden, soweit dies nach den Einrichtungen der 
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Anstalt möglich und von den einzelnen Straf­
gefangenen zu erwarten ist, daß sie die Lockerun­
gen nicht mißbrauchen werden (§ 144 Abs. 2; 
vgl. dazu auch § 126 und Z. 33). 

Schließlich erscheint es auch nicht zweckmäßig, 
den Beginn des Entlassungsvollzuges an starre 
Fristen zu binden; es genügt vielmehr die all­
gemeine Anordnung, daß der Entlassungsvollzug 
je nach dem Ausmaß der zu vollziehenden Frei­
heitsstrafe drei bis 'sechs Monate vor der voraus­
sichtlichen Entlassung zu beginnen hat (§ 145). 

Zu Z. 41: 

Auf die Anordnung der Unterbringung in 
einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter muß 
bereits in dem dieser Unterbringung vorangehen­
den Strafvollzug Bedacht genommen werden. 

Da eine bedingte Entlassung aus der Strafhaft 
eine gute Zukunftsprognose für den Verurteil­
ten, die (übersteIlung und) Anhaltung in einer 
Anstalt für gefährliche Rückfallstäter aber eine 
schlechte Zukunftsprognose voraussetzen, schlie­
ßen die beiden Institute einander aus. Es soll 
daher ausdrücklich bestimmt werden, daß die 
bedingte Entlassung aus der Strafhaft auch bedeu­
tet, daß der Verurteilte nicht mehr in die Rück­
fallstäteranstaltüberstellt werden kann. 

Abs. 4 des § 151 übernimmt in seinen ersten 
beiden Sätzen eine Bestimmung, die bisher für 
die übersteIlung Strafgefangener zum Vollzug 
der Unterbringung in einem Arbeitshaus gegolten 
hat (§ 9 Abs. 4 des Arbeitshausgesetzes 1951, 
BGBl. Nr. 211). 

§ 152 ergänzt für das Verfahren zur Entschei­
dung über eine bedingte Entlassung die Bestim­
mung des § 17 durch verschiedene Vorschriften, 
die bisher im § 16 des Gesetzes über die bedingte 
Verurteilung 1949 enthalten waren. 

Zu Z. 44: 

Hinsichtlich des Besuchsempfanges für den 
Vollzug der einheitlichen Freiheitsstrafe des 
neuen StGB soll bei Strafzeiten bis zu einem 
Jahr diejenige Regelung gelten, die bisher für 
den Vollzug der milderen Freiheitsstrafe gegol­
ten hat. 

Zu Z. 47: 

Zum Entfall des bisherigen § 156 Abs. 1 vgl. 
die Erl. zu Z. 7 bis 9. 

Zu Z. 48: 

Zur Anordnung des Vollzuges der mit Frei-

Zum Abs. 1 vgl. die Erl. zu Z. 5 und 6. 

Eine dem vorgesehenen Abs. 2 erster Satz: 
entsprechende Bestimmung war als § 63 in der­
R V eines StGB enthalten. Nach den Empfehlun­
gen des vom Justizausschuß des Nationalrates 
zur Vorberatung der R V eingesetzten Unteraus­
schusses soll eine derartige, Bestimmung jedoch 
nicht in das StGB, sondern in das Vollzugsrecht 
aufgenommen werden. Abs. 2 Satz 2 entspricht 
der vom Unterausschuß zu § 48 der R V empfoh­
lenen Ergänzung. 

Zu den Einrichtungen und Behörden des Voll­
zuges der mit Freiheitsentziehung verbundenen 
vorbeugenden Maßnahmen: 

Zu den §§ 158 bis 160: 

Die Unterbringung geistig abnormer Rechts­
brecher nach § 21 Abs. 1 soll in besonderen 
Anstalten vollzogen werden. Diese Anstalten 
müssen erst errichtet werden. Nach den derzeit 
vorliegenden Schätzungen, die im BMJ im Ein­
vernehmen mit dem BMB angestellt worden sind,_ 
werden die zu errichtenden Anstalten nicht vor' 
dem Jahr 1982 in Betrieb genommen werden 
können~ Die Bestimmungen über diese Anstal­
ten und den in ihnen durchzuführenden Vollzug 
(§§ 158, 164, 165 und 167) sollen daher im 
wesentlichen erst mit einem entsprechenden spä­
teren Zeitpunkt in Kraft treten (Z. 50 lit. c;' 
siehe aber auch Art. 111). 

Bei der Anstaltsunterbringung geistig abnor­
mer Rechtsbrecher wird sowohl für zurechnungs­
unfähige (§ 21 Abs. 1 StGB) wie für zurech~ 
nungsfähige, aber geistig abnorme (§ 21 Abs. 2' 
StGB) Rechtsbrecher vorzU!sorgen sein. Im ersten, 
Fall wird die Unterbringung etwa der zwangs~ 
weisen Anhaltung von Personen in Kranken-­
anstalten für Geisteskranke nach den §§ 48 ff. 
des Krankenanstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957, 
entsprechen, im zweiten Fall etwa dem Straf­
vollzug an Personen, die sich wegen psychischer 
Besonderheiten nicht für den allgemeinen Voll­
zug eignen (§§ 8 Abs. 3 Z. 4, 129 StVG); hiezu 
ist des näheren auf die §§ 165 und 166 hinzu­
weIsen. 

Erfordern die Eigenart oder der Zustand eines; 
Strafgefangenen in Anbetracht der Zwecke des 
Strafvollzuges eine dem Vollzug in einer Anstalt 
für geIstIg abnorme Rechtsbrecher ent­
sprechende Behandlung, so soll der Strafvoll­
zug insoweit in dieser Anstalt durchgeführt wer­
den dürfen. Das Entsprechende soll auch für Per­
sonen gelten, die in einer Anstalt für entwöh­
nungsbedürftige Rechtsbrecher oder für gefähr­
liche Rückfallstäter untergebracht sind. 

heitsentziehung verbundenen vorbeugenden Ebenso soll in einer Anstalt für entwöhnungs--
Maßnahmen (§ 157): bedürftige Rechtsbredler auch die Entwöhnungs-
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behandlung Strafgefangener durchgeführt wer­
den dürfen (vgl. Z. 19). 

Die Unterbringung geistig abnormer Rechts­
brecher nach § 21 Abs. 2 StGB und die Unter­
bringung entwöhnungsbedürftiger Rechtsbrecher 
nach § 22 StGB soll bis zur Errichtung und 
Inbetriebnahme der dafür vorgesehenen eigenen 
Anstalten in Sonderanstalten nach § 8 Abs. 3 
Z. 4 StVG oder in besonderen Abteilungen der 
Anstalten zum Vollzug von Freiheitsstrafen 
,durchgeführt werden (siehe Art. III Abs. 1 lit. b 
;und Art. IV). 

Die Unterbringung gefährlicher Rückfallstäter 
kann bis auf weiteres in bereits bestehenden 
Vollzugsanstalten durchgeführt werden. Der 
Vollzug dieser Maßnahme wird daher bereits 
nach dem Inkrafttreten des neuen StGB in 
vollem Umfang möglich sein (vgl. hiezu auch 
Art. V). Die Zahl der weiblichen Personen, die 
durchschnittlich in einer solchen Anstalt anzu­
halten sein werden, wird voraussichtlich so ge­
ring sein, daß die Einrichtung einer eigenen An­
:stalt hiefür wirtschaftlich nicht vertretbar wäre; 
es ist daher beabsichtigt, den Vollzug insoweit 
in einer besonderen Abteilung der Frauenstraf­
vollzugsanstalt durchzuführen. 

Zu § 162: 

Im neuen § 162 soll die Zuständigkeit des 
Vollzugsgerichtes für alle Entscheidungen be­
gründet werden, die mit der Notwendigkeit der 
(weiteren) Anhaltung in einer mit Freiheitsent~ 
ziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahme 
oder mit der Entlassung aus einer solchen Maß­
nahme zusammenhängen. Lediglich für die Ent­
lassung aus einer Anstalt für entwöhnungs­
bedürftige Rechtsbrecher oder aus einer Anstalt 
für gefährliche Rückfallstäter, die auf Ablauf 
der Höchstanhaltungszeit zurückzuführen ist, 
wurde keine besondere Zuständigkeits norm vor­
gesehen. Diese Entlassung hat die Anstalt ohne 
weiteres vorzunehmen, so wie ihr auch die Ent­
lassung eines Rechtsbrechers nach völliger Ver­
büßung einer Freiheitsstrafe obliegt. 

Zur Unterbringung in einer Anstalt für geistig 
abnorme Rechtsbrecher : 

Zu § 164: 

Die Zwecke der Unterbringung in einer An­
stalt für geistig abnorme Rechtsbrecher ergeben 
sich aus § 21 StGB. 

Zu § 165: 

auf die Vorschrift beschränken, daß er sich nach 
den Grundsätzen und anerkannten Methoden 
der maßgebenden Wissenschaften - in erster 
Linie der Psychiatrie - zu richten hat. Das 
Ermessen, das damit den für den Vollzug Ver­
antwortlichen eingeräumt wird, kann jedoch kein 
unbegr~nztes sein: das Recht der Untergebrach­
ten zur Stellung von Ansuchen und zur Erhe­
bung von Beschwerden sowie überhaupt ihre 
Menschenwürde (Art. 3 der Menschenrechtskon­
vention) dürfen nicht beeinträchtigt werden. 
Dem Ermessen der Verantwortlichen muß es 
auch überlassen bleiben, ob und welche Pflichten 
den Untergebrachten im allgemeinen und im 
besonderen - z. B. in bezug auf die Verrichtung 
von Arbeiten - auferlegt werden und ob und 
inwieweit auf den Verstoß gegen Pflichten rea­
giert werden soll. Soweit danach eine Ahndung 
von Verstößen überhaupt sinnvoll erscheint, dür­
fen die Untergebrachten im Ergebnis jedenfalls 
nicht schlechter gestellt werden als Strafgefangene. 

Zu § 166: 

Hinsichtlich der Unterbringung zurechnungs­
fähiger geistig abnormer Rechtsbrecher ist der 
Vollzug von vornherein grundsätzlich ebenso zu 
gestalten wie der Vollzug mittel- und langfristi­
ger Freiheitsstrafen, an deren Stelle dieser Voll­
zug ja zunächst vikariierend zu treten hat (§ 24 
der R V eines StGB). In bezug auf das Tragen 
eigener Kleidung sowie in bezug auf den Besitz 
von Gegenständen empfehlen sich jedoch im 
Hinblick auf die Eigenart der Unterbringung 
ähnliche Abweichungen vom Freiheitsstrafvoll­
zug, wie sie bereits im Untersuchungshaftvoll­
zug vorgesehen sind. Ebenso wie in anderen Fäl­
len eines behandlungsintensiven Vollzuges (v gl. 
§ 136 Abs. 3 StVG) ist auch im vorliegenden Fall 
ein Vollzug in Stufen nicht zweckmäßig; hie­
durch wird eine Reihe ergänzender Bestimmun­
gen erforderlich. Vor allem jedoch sind die 
Untergebrachten zur Erreichung der Vollzugs­
zwecke entsprechend ihrem Zustand ärztlich, ins­
besondere psychotherapeutisch, psychohygienisch 
und erzieherisch zu betreuen (vgl. § 56 StVG). 
Erforderlichenfalls können dazu auch Abwei­
chungen von den sonst für den Vollzug gege­
benen Vorschriften angeordnet werden, jedoch 
nur innerhalb derselben Grenzen, die alich für 
den Vollzug an "Geisteskranken" gezogen sind. 

Zu § 167: 

Hinsichtlich der Unterbringung zurechnungs­
unfähiger geistig abnormer Rechtsbrecher kann 
sich die Regelung des Vollzuges im wesentlichen 

Die Bestimmungen über die Grundsätze des 
Vollzuges von Freiheitsstrafen und über den 
Vollzug von Freiheitsstrafen, deren Strafzeit ein 
Jahr übersteigt, enthalten eine Reihe von Be­
stimmungen, die nicht nur für den Freiheits­
strafvollzug, sondern für alle Arten einer zwangs­
weisen Anhaltung in Anstalten Geltung bean­
spruchen können, daher auch für. den Vollzug 
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mit Freiheitsentziehung verbundener vorbeu­
gender Maßnahmen; so z. B. die Bestimmungen 
über die Verpflegung, über die Hygiene, über 
die ärztliche und soziale Betreuung, über beson­
dere Sicherheitsrnaßnahmen, über die Aufnahme 
und über die Entlassung. 

Zur Unterbringung in einer Anstalt für entwöh­
nungsbedürf~ige Rechtsbrecher: 

Die Zwecke der Unterbringung in einer An­
stalt für entwähnungsbedürftige Rechtsbrecher 
ergeben sich aus § 22 StGB. Für' die Gestaltung 
des Vollzuges gelten dem Sinne nach die gleichen 
überlegungen, wie sie hinsichtlich der Unter­
bringung zurechnungsfähiger geistig abnormer 
Rechtsbrecher angestellt worden sind. Im übri­
gen vgl. die Erl. zu § 166. 

Zur Unterbringung in einer Anstalt für gefähr­
liche Rückfallstäter: 

Die Zwecke der Unterbringung in einer An­
stalt für gefährliche Rückfallstäter ergeben sich 
aus § 23 StGB. Vgl. im übrigen die Erl. zu § 160. 

Vom Vollzug längerfristiger Freiheitsstrafen 
soll sich der Vollzug der Unterbringung in einer 
Anstalt für gefährliche Rückfallstäter grundsätz­
lich durch mehr Sicherheit nach außen, dafür 
mehr Freiheit im Inneren unterscheiden. Beide 
Forderungen betreffen in erster Linie die bau­
liche Gestaltung der Anstalten und Einzelheiten 
der Beaufsichtigung, die in den Bestimmungen 
über den Strafvollzug nicht näher festgelegt sind, 
sodaß es insoweit zur Verwirklichung dieser 
Forderungen im Vollzug der Unterbringung in 
einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter kei­
ner Sonderbestimmungen bedarf. Ansonsten 
wäre in diesem Zusammenhang zu erwägen, den 
Untergebrachten in einem gegenüber der Rechts­
lage, wie sie für Strafgefangene besteht, ver­
mehrten Ausmaß den Besitz eigener Gegen­
stände und das Tragen eigener Kleidung zu ge­
statten. Der vorliegende Entwurf beschränkt sich 
jedoch auf den ersten Punkt in der überlegung, 
daß die eigene Kleidung den Erfolg von Flucht­
versuchen allzusehr begünstigen und damit den 
Sicherungszweck der Unterbringung in Frage 
stellen könnte. 

Auf eine Arbeitspflicht der Untergebrachten 
kann nicht verzichtet werden. Der Grund dafür 
ist einmal, daß in der heutigen Leistungsgesell­
schaft eine Sozialisation ohne Gewöhnung an 
regelmäßige Arbeit praktisch nicht in Betracht 
kommt. Zum anderen ist die Heranziehung der 
Untergebrachten zur Arbeit der einfachste und 
zugleich bewährte Weg, um ihnen die unerläß­
liche Leistung eines Beitrages zu dem von den 
Vollzugsanstalten gewährten Unterhalt zu er­
möglichen. 

Aus den bisher für den Vollzug der Unter­
bringung in einem Arbeitshaus geltenden Bestim­
mungen sollen für den Vollzug der Unterbrin­
gung in einer Anstalt für gefährliche Rückfalls­
täter die Bestimmungen über den Bezug von 
Bedarfsgegenständen (§ 173; vgl. § 17 Abs. 2 
des Arbeitshausgesetzes 1951), über die, Zulage 
zur Arbeitsvergütung (§ 174; § 17 Abs. 3 des 
Arbeitshausgesetzes 1951) und für den Besu~s­
empfang (§ 175; § 16 des Arbeitshausgesetzes' 
1951) übernommen werden. A1Je diese Bestim­
mungen enthalten eine Besserstellung des Unter­
gebrachten gegenüber dem Strafgefangenen. Sie' 
lassen sich hinsichtlich der ersten beiden Punkte 
dadurch rechtfertigen, daß die Maßnahme 'im 
Anschluß an eine längere Strafhaft vollzogen 
wird und die Aussicht einer allmählichen Ver­
besserung ihrer Stellung für die Untergebrachten, 
einen Anreiz zu einer positiven Einstellung zum 
Vollzug bieten kann. Hinsichtlich des dritten 
Punktes läßt sich ins Treffen führen, daß es ein 
Rückschritt wäre, eine Regelung, die sachlich, 
gerechtfertigt erscheint und demnach für alle 
Bereiche des Vollzuges anzustreben wäre, jedoch 
insbesondere aus personellen Gründen bisher nur 
in Teilbereichen verwirklicht werden konnte~ 
nunmehr auch in einem dieser Teilbereiche Wle­
der aufzugeben. 

Die Zulage zur Arbeinsvergütung soll im Falf 
der Begehung einer strafwürdigen Ordnungs­
widrigkeit strafweise vorübergehend entzogen' 
oder beschränkt werden können, wodurch der 
mitunter als unzureichend bemängelte Katalog 
der Ordnungsstrafen eine Erweiterung erfährt 
(§ 176). 

Zu § 177 vgl. § 145 Abs. 1 in der Fassung; 
der Z. 40 StVG. 

Zum Verfahren nach bedingter Entlassung: 

Freiheitsstrafen, deren Strafzeit ein Jahr über­
steigt, müssen häufig in Strafvollzugsanstalten 
vollzogen werden, die außerhalb des Bundeslan- , 
des liegen, in dem der Verurteilte seinen Wohn­
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Wird der 
Verurteilte aus dem Vollzug einer solchen Frei­
heitsstrafe bedingt entlassen und kehrt er wie­
der an seinen früheren Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt zurück, so ist die große Ent­
fernung zwischen diesem Ort und dem Voll­
zugs gericht dann mißlich, wenn das Gericht dem 
Verurteilten Weisungen erteilt oder einen Be­
währungshelfer bestellt hat. Es soll daher in die­
sen und ähnlichen Fällen ein Zuständigkeitswech­
sel von Gesetzes wegen eintreten (§ 179). 

Die Abs. 2 bis 4 des § 180 übernehmen Rege­
lungen, die bisher im Gesetz über die bedingte 
Verurteilung 1949 enthalten waren, u. zw. Abs. 2 
bisher im § 16 Abs. 1 und 5, Abs. 3 bisher im 
§ 18 Abs. 1 und Abs. 4 bisher im § 16 Abs. 6-
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des genannten Gesetzes enthaltene Bestimmun­
gen. Die in den vorliegenden Paragraphen nicht 
übernommenen Regelungen sind im Hinblick auf 
die §§ 17, 75, 146 und 149 StVG entbehrlich. 

Zu Z. 49 bis 51: 

Die Bezeichnungsänderungen werden durch die 
unter Z. 48 vorgenommene Einfügung notwen­
dig. 

Die Erforderlichkeit besonderer Bestimmun­
gen für das Inkrafttreten' ergibt sich aus dem 
.schon in den Er!. zu den §§ 158 bis 160 ange­
führten Umstand, daß Anstalten für geistig ab­
norme Rechtsbrecher erst gebaut und eingerich­
tet werden müssen, was voraussichtlich einige 
Jahre in Anspruch nehmen wird; das Entspre­
chende gilt für die vorgesehenen Anstalten für 
entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher. Die in 
diesem Zusammenhang erforderlichen über­
gangsbestimmungen sind teils - soweit es um 
die Errichtung der neuen Anstalten und um den 
Vollzug in diesen Anstalten geht - in dem 
vorgeschlagenen neuen Abs. 3 des § 181 (neu) 
enthalten, teils - soweit es um den (vorläufigen) 
Vollzug der in Rede stehenden Maßnahmen in 
anderen Anstalten geht - in den Art. III und 
IV. Im übrigen wird auf die Ausführungen zur 
Frage der finanziellen Auswirkungen hingewie­
sen. 

Die Anderungen in der Vollzugsklausel sind 
durch die seit der Kundmachung des StVG er­
folgte Neuerrichtung des BMGU und durch die 
neu eingefügten Bestimmungen über die Unter­
bringung in einer Anstalt für geistig abnorme 
Rechtsbrecher notwendig geworden. 

Zu Art. lI-Vollzug der auf Kerker oder Arrest 
lautenden Strafurteile: 

Da das Gesetz ab dem 1. Jänner 1975 nur 
mehr Vollzugsbestimmungen für die einheitliche 
"Freiheitsstrafe" des neuen StGB enthalten wird, 
bedarf es einer besonderen Bestimmung darüber, 
wie die bisher ergangenen und noch ergehenden 
auf die verschiedenen Freiheitsstrafarten des bis­
her geltenden Rechtes lautenden Strafurteile .ab 
diesem Zeitpunkt zu vollziehen sind. . 

Ebenso wie eine Verschärfung der Freiheits­
strafe im neuen StGB nicht mehr vorgesehen 
ist, sollen auch die nach dem bisher geltenden 
Strafgesetz angeordneten Verschärfurigen ab dem 
Inkrafttreten des neuen StGB nicht mehr voll­
zogen werden. 

Zu Art. 111 Anhaltung geIstig abnormer 
Remtsbremer in Krankenanstalten für Geistes­
kranke: 

Um das Inkrafttreten der Bestimmungen des 
neuen StGB über die Unterbringung zurem­
nungsunfähigergeistig abnormer Remtsbrecher 

(§ 21 Abs. 1 und 2 StGB) nicht bis zur Inbe­
triebnahme der zu diesem Zweck' neu zu errich­
tenden Einrichtungen (§ 158 StVG) hinaus­
schieben zu müssen, soll in der übergangs­
bestimmung bestimmt werden, daß Unt,er­
bringungen nach § 21 Abs. 1 StGB vorläufig 
in den öffentlichen Krankenanstalten für 
Geisteskranke zu vollziehen sind und Unter­
bringungen nach § 21 Abs. 2 StGB in bereits 
bestehenden Justizeinrichtungen für den Straf­
vollzug an Personen mit psychischen Besonder­
heiten, die für den allgemeinen Vollzug untaug­
lich machen. Vor allem ist hier auf die Sonder­
anstalt Mittersteig zu verweisen. 

Die Bestimmungen sollen ferner sicherstellen, 
daß die von den Gerichten nach den vorstehen­
den Bestimmungen eingewiesenen Rechtsbrecher 
von den öffentlichen Krankenanstalten aufge­
nommen, zwangsweise angehalten und nur auf 
Grund einer Entscheidung des Vollzugsgerichtes 
wieder entlassen werden. Die Pflegegebühren 
soll der Bund tragen. Sobald die im § 158 StVG 
vorgesehene Anstalt in Betrieb genommen wer­
den kann, werden die in dieser Weise von den 
Strafgerichten in die allgemeinen Kranken­
anstalten eingewiesenen Rechtsbrecher, deren 
Anhaltung noch notwendig ist, in die Vollzugs­
anstalt zu übernehmen sein. 

Art. IV - Anhaltung entwöhnungsbedürftiger 
Rechtsbrecher: 

Die Unterbringung entwöhnungsbedürftiger 
Rechtsbrecher nach § 22 StGB soll bis zur Er­
richtung und Inbetriebnahme der dafür vor­
gesehenen eigenen Anstalten in besonderen Ab­
teilungen der Anstalten zum Vollzug von Frei­
heitsstrafen durchgeführt werden. 

Zu Art. V - Vollzug der auf Unterbringung 
in einem Arbeitshaus lautenden Strafurteile: 

Eine Unterbringung im Arbeitshaus ist im 
neuen StGB nicht mehr vorgesehen (vg!. die Er!. 
zur R V S. 99 f.). In diesem Zusammenhang ist 
folgende übergangsregelung beabsichtigt: . . 

,,§ 329. (2) § 23 und die damit zusammen-
hängenden Bestimmungen über die Unterbrin­
gung in einer Anstalt für gefährliche Rückfalls­
täter sind auf Taten (§ 23 Abs. 1 Z. 1), die vor 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes began­
gen worden sind, mit folgender Maßgabe anzu­
wenden: 

1. Die Unterbringung in einer Anstalt für ge­
fährliche Rückfallstäter ist nur anzuordrien, 
wenn zugleich mit den Voraussetzungen nach 
§ 23 auch die Voraussetzungen für die Unter­
bringung in einem Arbeitshaus nach § 1 Abs. 2 
des Arbeitshausgesetzes 1951, BGBl. Nr. 211, 
vorliegen. 
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2. Die Unterbringung darf nicht länger als 
fünf Jahre dauern." 

Im Sinne dieser Bestimmung,en sollen auch 
die bis zum Inkrafttreten des neuen StGB aus­
gesprochenen Einweisungen in ein Arbeitshaus 
ab diesem Zeitpunkt nur mehr' dann vollzogen 
werden dürfen, wenn festgestellt wird, daß zu­
gleich mit den Voraussetzungen nach § 1 Abs. 2 
des Arbeitshausgesetzes 1951, BGBl. Nr. 211, 
auch die Voraussetzungen für die Unterbrin­
gung in einer Anstalt für gefährliche Rückfalls­
täter nach § 23 StGB vorgelegen sind. Der Voll­
zug soll sich in diesem Fall nach den Bestim­
mungen über den' Vollzug der Unterbringung 
in einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter 
richten, allerdings mit der Maßgabe, daß die ge­
samte Anhaltungszeit ebenso, wie dies nach § 7 
Abs. 2 des Arbeitshausgesetz,es 1951 der Fall ge­
wesen wäre, nicht länger als fünf Jahre dauern 
darf. 

Ist die Anordnung der Unterbringung in 
einem Arbeitshaus im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens für eine Probezeit aufgeschoben (§§ 2 
und 4 des Arbeitshausgesetzes 1951) oder ist der 
Untergebrachte in diesem Zeitpunkt auf Probe 
entlassen (§ 8 des Arbeitshausgesetzes 1951), so 
soll die Unterbringung nicht mehr vollzogen 
werden dürfen. 

Art. VI - Inkrafttreten: 

Das Gesetz soll zugleich mit dem neuen Straf­
gese~zbuch in Kraft treten. Für die übergangs­
bestimmung des Art. V muß jedoch ein früheres 
Inkrafttreten angeordnet werden, damit die 
danach vorgesehenen Entscheidung,en rechtzeitig 
getroffen werden können. . 

Zu den finanziellen Auswirkungen: 

Die vorgeschlagenen Änderungen auf dem 
Gebiet des Strafvollzuges werden in finanzieller 
Hinsicht teils Belastungen mit sich bringen (so 
z. B. die Bestimmungen über die Entwöhnungs­
behandlung und über den Gruppenausgang), 
teils aber auch Entlastungen (so z. B. die Be­
stimmungen über die Lockerung der über­
wachung des Briefverkehrs). Bei manchen Än­
derungen werden sowohl Belastungen als auch 
Entlastungen entstehen, dabei aber die Ent­
lastungen überwiegen (so z. B. bei den B,estim­
mungen über den Urlaub und über den Frei­
gang). Im Ergebnis werden voraussichtlich die 
Belastungen und Entlastungen einander unge­
fähr die Waage halten, abgesehen davon aber 
auch an sich keinen nennenswerten Umfang er­
reichen. 

Demgegenüber wird der Vollzug der mit Frei­
'heitsentziehung verbundenen vorbeugenden 
Maßnahmen zum Teil sehr beträchtliche 

finanzielle Mittel erfordern. Wie bereits in dem 
einschlägigen Bericht des Bundesministers für 
Justiz an den Nationalrat (IIi-95 Blg. NR, 
XIII. GP) vom 30. Mai 1973 ausführlich darge­
legt worden ist, wird zwar die Unterbringung 
gefährlicher Rückfallstäter in bereits bestehenden 
Anstalten vollzogen werden können, sodaß in 
diesem Zusammenhang kein ins Gewicht fal­
lender Mehraufwand erforderlich wird. Hin­
sichtlich der Unterbringung geistig abnormer 
und entwöhnungsbedürftiger Rechtsbrecher 
wird es dagegen einers,eitserforderlich sein, für 
den übergangsweisen Vollzug dieser Maßnahmen 
in bereits bestehenden Justizanstalten bzw. 
öffentlichen Krankenanstalten vorzusorgen bzw. 
aufzukommen, . anderseits einen entsprechenden 
Anstaltenkomplex neu zu errichten. Hinsichtlich 
der vorläufigen Unterbringung zurechnungs­
unfähiger geistig abnormer Rechtsbrecher in den 
allgemeinen psychiatrischen Krankenanstalten 
(Art. III) ist bei einer angenommenen Zahl von 
20 Neueinweisungen im Jahr und einem Tages­
kostensatz von 500 S im ersten Jahr mit Kost,en 
von rund 3"7 Millionen Schilling und einem 
jährlichen Anstieg dieser Kosten in derselben 

, Höhe zu rechnen. 

Was den erwähnten Anstaltenkomplex be­
trifft, so wird der einmalige Bauaufwand bei 
einem angenommenen Platzbedarf für insgesamt 
210 zurechnungsunfähige und 230 zurechnungs­
fähige geistig abnorme sowie 60 entwöhnungs­
bedürftige = insgesamt 500 Rechtsbrech:erauf 
rund 850 Millionen Schilling geschätzt. Dieser 
Aufwand würde sich bei einer angenommenen 
Errichtungszeit von rund zehn Jahren ungleich­
mäßig verteilen: in den ersten fünf Jahren 
würde der jährliche Aufwand von rund zwei 
auf rund 20 Millionen Schilling steigen, in der 
Zeit der eigentlichen Bauführung, d. s. die 
zweiten fünf Jahre, würde der jährliche Auf­
wand jeweils zwischen rund 100 und rund 
200 Millionen Schilling liegen. Bei vollem Be­
trieb der, Anstalten wird für die hiezu benötig­
ten rund 500 Personen ein jährlicher Personal­
mehraufwand von rund 51 Millionen Schilling 
und ein jährlicher Sachaufwand von rund 
21' 5 Millionen Schilling angenommen werden 
müssen. 

Die Realisierung und Finanzierung dieser 
Bauvorhaben hängt wesentlich von der Durch­
führung des langfristigen Investitionsprogramms 
des Bundes für die Jahre 1973 bis 1982 ab. Die 
Dotierung des Programms für die einzelnen 
Jahre wird sich nach der j-eweiligen Budgetlage 
zu richten haben. Für die übergangszeit wird 
hinsichtlich der Unterbringung zurechnungs­
fähiger geistig abnormer und entwöhnungs­
bedürftiger Roechtsbrecher in Justizanstalten mit 
einem entsprechend geringeren Mehraufwand 
das Auslangen gefunden werden können .. 
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20 935 der Beilagen 

Gegenüberstellung der Unterschiede in den Bestimmungen des 
Strafvollzugsgesetzes in der bisher .geltenden Fassung und in der 

Fassung des StrafvolJzugsanpassungsgesetzes 

Bisher geltende Fassung 

Titel 

Bundesgesetz vorn 26. März 1969 über den 
Vollzug der Freiheitsstrafen (Strafvollzugs­
gesetz - StVG.) 

§ 1 

Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist: 

1. S t r a f ur t eil: jedes Erkenntnis eines 
Strafgerichtes, mit dem wegen einer den Ge­
richten zur Aburteilung zugewiesenen straf­
baren Handlung eine Freiheitsstrafe verhängt 
worden ist; 

2. Ve r u r t eil t e r: jede Person, über die 
in einern Strafurteil eine Freiheitsstrafe ver­
hängt worden ist; 

3. S t r a f g e fan gen e r: jeder Verurteilte, 
an dem eine in einern Strafurteil verhängte 
Freiheitsstrafe vollzogen wird; 

4. S t r a f z e i t: die Zeit. die der Verurteilte 
auf Grund eines Strafurteils oder mehrerer un­
mittelbar nacheinander zu vollziehender Straf­
urteile, die alle auf Arreststrafen lauten, in 
Strafhaft zuzubringen hat. Als Strafhaft ist 
jede dem Vollzug eines Strafurteiles dienende 
Haft anzusehen. übersteigt eine auf die Strafe 
anzurechnende Zeit einen Monat, so ist sie in 
Monaten, Tagen und Stunden, sonst in Tagen 
oder Stunden anzurechnen. Soweit Bruchteile 
von Jahren, Monaten oder Wochen der Strafzeit 
zu bilden sind, die keine ganzen Jahre, Monate 
oder Wochen ergeben, ist ein Jahr zwölf Mo­
naten, ein Monat dreißig Tagen und eine Woche 
sieben Tagen gleichzusetzen. 

§ 2 

Für den Jugendstrafvollzug gilt dieses Bun­
desgesetz nur insoweit, als das Jugendgerichts­
gesetz 1961 nicht etwas anderes bestimmt .. 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

Titel 

Bundesgesetz vorn 26. März 1969 über den 
Vollzug der Freiheitsstrafen und der mit Frei­
heitsentziehung verbundenen vorbeugenden 
Maßnahmen (Strafvollzugsgesetz - StVG) 

§ 1 

Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist: 

1. S t ra f u r t eil: jedes Erkenntnis eines 
Strafgerichtes, mit dem wegen einer den Ge­
richten zur Aburteilung zugewiesenen straf­
baren Handlung eine Freiheitsstrafe verhängt 
worden ist; 

2. Ver u r t eil t er: jede Person, über die 
in einem Strafurteil eine Freiheitsstrafe ver­
hängt worden ist; 

3. S t r a f g e fan gen e r: jeder Verurteilte, 
an dem eine in einern Strafurteil verhängte 
Freiheitsstrafe vollzogen wird; 

4. U n t er g e b r ach t e r: jede Person, an 
der eine mit Freiheitsentziehung verbundene 
vorbeugende Maßnahme vollzogen wird; 

5. S t r a f z e i t: die Zeit, die der Verurteilte 
auf' Grund eines Strafurteiles oder mehrerer 
unmittelbar nacheinander zu vollziehender 
Strafurteile in Strafhaft zuzubringen hat. Als 
Strafhaft ist jede dem Vollzug eines Strafurteiles 
dienende Haft anzusehen. übersteigt eine auf 
die Strafe anzurechnende Zeit einen Monat, so 
ist sie in Monaten, Tagen und Stunden, sonst 
in Tagen oder Stunden anzurechnen. Soweit 
Bruchteile von Jahren, Monaten oder Woch~n 
der Strafzeit zu bilden sind, die keine ganzen 
Jahre, Monate oder Wochen ,ergeben, ist ein 
Jahr zwölf Monaten, ein Monat dreißig Tagen 
und eine Woche sieben Tagen gleichzusetzen. 

§ 2 

Für den Jugendstrafvollzug und für den Voll­
zug der mit Freiheitsentziehung verbundenen 
vorbeugenden Maßnahmen an Jugendlichen gilt 
dieses Bundesgesetzes nur insoweit, als das Ju­
gendgerichtsgesetz 1961 nicht etwas anderes be­
stimmt. 
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935 der Beilagen 21 

Bisher gelt,ende Fassung 

§ 3 

(2) .................................... . 
Die Vorführung ist auch anzuordnen, wenn der 
Verurteilte versucht, sich dem Vollzuge der 
Fr,eiheitsstrafe durch die Flucht zu entziehen, 
oder begründete Besorgnis besteht, daß er es 
versuchen werde. 

§ 5 

(3) An Verurteilten, an denen nach Abs. 1 
oder 2 eine Freiheitsstrafe nicht vollzogen wer­
den kann, ist statt dessen eine Haft nach Maß­
gabe der folgenden Bestimmungen zu vollziehen, 
wenn 

1. der Verurteilte nach der Art oder dem Be­
weggrund der strafbaren Handlung, derent­
wegen er verurteilt worden ist, oder nach 
seinem Lebenswandel 

a) für die Sicherheit des Staates oder der 
Person oder 

b) für die Sicherheit des Eigentums besonders 
gefährlich ist oder 

2. Die Freiheitsstrafe drei Jahre übersteigt 
und anzunehmen ist, daß sich der Verurteilte 
im Falle des Aufschubes dem Vollzug der Frei­
heitsstrafe entziehen würde. 

In den Fällen der Z. 1 lit. b sowie in den 
Fällen der Z. 2 darf diese Haft jedoch nur voll­
zogen werden, wenn der V:erurteilte in der da­
für unter Berücksichtigung der Möglichkeit 
einer Strafvollzugsortsänderung (§ 10) in Be­
tracht kommenden Anstalt zum Vollzug von 
Freiheitsstrafen sachgemäß behandelt werden 
kann und sein Leben durch die ObersteIlung 
in diese Anstalt nicht gefährdet wäre; in den 
Fällen der Z. 1 lit. a ist dagegen erforderlichen­
falls der Vollzug in einer öffentlichen Kranken­
anstalt (§ 71 Abs. 2) durchzuführen. 

(5) Wäre bloß der Vollzug von Verschärfun­
gen der Freiheitsstrafe (§§ 19, 253 des Straf­
gesetzes) wegen eines der im Abs. 1 oder 2 ange­
führten Zustände des Verurteilten mit Nach­
teilen für seine Gesundheit verbunden, so hat 
nur dieser Vollzug insoweit zu unterbleiben. 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

§ 3 

(2) .................................... . 
Die Vorführung ist auch anzuordnen, wenn der 
Verurteilte versucht, sich dem Vollzuge der 
Freiheitsstrafe durch die Flucht zu entziehen, 
wenn begründete Besorgnis besteht, daß er das 
versuchen werde, oder wenn seine Unterbrin­
gung in einer Anstalt für geistig abnorme oder 
entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher oder für 
gefährliche Rückfallstäter angeordnet worden 
ist. 

§ 5 

(3) An Verurteilten, an denen nach Abs. 1 
öder 2 eine Freiheitsstrafe nicht vollzogen wer­
den kann, ist statt dessen' eine Haft nach Maß­
gabe der folgenden Bestimmungen zu vollziehen, 
wenn 

1. der Verurteilte nach der Art oder dem Be­
weggrund der strafbaren Handlung, derent­
wegen er verurteilt worden ist, oder nach 
seinem Lebenswandel ' 

a) für die Sicherheit des Staates oder der 
Person oder 

b) für die Sicherheit des Eigenttjms besonders 
gefährlich ist; 

2. die Freiheitsstrafe drei Jahre übersteigt und 
anzunehmen ist, daß sich der Verurteilte im 
Falle des Aufschubes dem Vollzug der Freiheits­
strafe entziehen würde, oder 

3. die Unterbringung des Verurteilten in einer 
Anstalt für geistig abnorme oder entwöhnungs­
bedürftige Rechtsbrecher oder für gefährliche 
Rückfallstäter angeordnet worden ist. ' 

In den Fällen der Z. 1 lit. b sowie in den 
Fällen der Z. 2 darf diese Haft Jedoch nur voll­
zogen werden, wenn der Verurteilte in der da­
für unter Berücksichtigung der Möglichkeit 
einer Strafvollzugsortsänderung (§ 10) in Be­
tracht kommenden Anstalt zum Vollzug von Frei­
heitsstrafen sachgemäß behandelt werden kann 
und sein Leben durch die ObersteIlung in diese 
Anstalt nicht gefährdet wäre; in den Fällen der 
Z. 1 lit. a oder 3 ist dagegen erforderlichenfalls 
der Vollzug in einer öffentlichen KraJ),kenanstalt 
(§ 71 Abs. 2) durchzuführen,. 

'Abs. 5 entfällt. 
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Bisher geltende Fassung 

§ 6 

(1) Ist der Verurteilte nach der Art und dem 
Beweggrund der strafbaren Handlung, derent­
wegen er verurteilt worden ist, und nach seinem 
Lebenswandel weder für die Sicherheit des Staa­
tes, noch für die der Person oder des Eigentums 
besonders gefährlich, so ist die Einleitung des 
Vollzuges einer Freiheitsstrafe aufzuschieben, .. , 

(2) Bewilligt das Gericht einen Aufschub des 
Vollzuges gemäß Abs. 1 Z. 2 lit. a, so hat es 
dem Verurteilten Weisungen (§ 2 Abs. 1 des 
Gesetzes über die bedingte Verurteilung 1949) 
zu erteilen, wenn dies geboten ist, um den Ver­
urteilten vor einem Rückfall zu bewahren. 

§ 9 

(1) Kerker- oder Arreststrafen, deren Straf­
zeit ein Jahr übersteigt, sind in der nach § 134 
zu bestimmenden Strafvollzugsanstalt zu voll­
ziehen; bis zur Bestimmung der zuständigen 
Strafvollzugsanstalt ist der Strafvollzug jedoch 
im Gefangenenhaus eines Gerichtshofes einzu­
leiten. 

(2) Die von den Gerichtshöfen verhängten 
Kerker- oder Arreststrafen, deren Strafzeit ein 
Jahr nicht übersteigt, und die von den Bezirks­
gerichten verhängten Arreststrafen, deren Straf­
zeit drei Monate übersteigt, sind in den Ge­
fangenenhäusern der Gerichtshöfe zu vollziehen. 

(3) Die von den Bezirksgerichten verhängten 
Arreststrafen, deren Strafzeit drei Monate 
nicht übersteigt, sind in den Gefangenenhäusern 
der Bezirksgerichte zu vollziehen. 

(4) Soweit für den Vollzug von Freiheits­
strafen Sonderanstalten eingerichtet sind, ist der 
Strafvollzug zwar in den gerichtlichen Gefan­
genenhäusern einzuleiten, dann aber in der 
Sonderanstalt durChzuführen. 

(5) Sind an einem Verurteilten unmittelbar 
nacheinander eine Kerkerstrafe und eine Arrest­
strafe zu vollziehen und ist für den Vollzug 
einer dieser Strafen eine Strafvollzugsanstalt zu­
ständig, so sind beide Strafen in dieser Anstalt 
zu vollziehen. Ist aber für den Vollzug der 
einen Strafe ein Gefangenenhaus eines Gerichts­
hof.es und für den Vollzug der anderen ein Ge­
fangenenhaus eines Bezirksgerichtes zuständig, 
dann sind beide Strafen im Gefangenenhaus des 
Gerichtshofes zu vollziehen. Diese Bestimmung 
gilt nicht, wenn für den Vollzug einer der zu­
sammentreffenden Strafen eine Sonderanstalt 
zuständig ist. 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

§6 

(1) Ist der Verurteilte nilch der Art und dem 
Beweggrund der strafbaren Handlung, derent­
wegen er verurteilt worden ist, und nach seinem 
Lebenswandel weder für die Sicherheit des Staa­
tes, noch für die der Person oder des Eigentums 
besonders gefährlich und ist auch nicht seine 
Unterbringung in einer Anstalt für geistig 
abnorme oder entwöhnungsbedürftige Rechts­
brecher oder für gefährliche Rückfallstäter an­
geordnet worden, so ist die Einleitung des Voll­
zuges einer Freiheitsstrafe aufzuschieben, ..... 

(2) Bewilligt das Gericht einen Aufschub des 
Vollzuges gemäß Abs. 1 Z. 2 lit. a, so hat es 
dem Verurteilten Weisungen (§ 52 des Straf­
gesetzbuches) zu erteilen, wenn dies geboten ist, 
um den Verurteilten vor einem Rückfall zu be­
wahren. 

§ 9 

(1) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit ein Jahr 
übersteigt, sind in der nach § 134 zu bestim­
menden Strafvollzugsanstalt zu vollziehen; bis 
zur Bestimmung der zuständigen Strafvollzugs­
anstalt ist der Strafvollzug jedoch im Gefan­
genenhaus eines Gerichtshofes einzuLeiten. 

(2) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit ein Jahr 
nicht übersteigt, sind in den Gefangenenhäusern 
der Gerichtshöfe zu vollziehen. 

Abs. 3 entfällt. 

. (3) Unverändert. 

Abs. 5 entfällt. 
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935 der Beilagen 23 

Bisher geltende Fassung 

(6) örtlich zuständig ist das Gefangenenhaus 
des Gerichtes, in dessen Sprengel der Verurteilte 
seinen Wohnsitz hat. Hat der Verurteilte keinen 
inländischen Wohnsitz, so ist der gewöhnliche 
Aufenthalt des Verurteilten in Ermangelung 
eines solchen Aufenthaltes im Inland aber jeder 
andere Aufenthalt des Verurteilten im Inland' 
maßgebend. Ist der Verurteilte in gerichtlicher 
Haft, so ist an Stelle des Wohnsitzes,' gewöhn­
lichen Aufenthaltes oder Aufenthaltes der Ort 
der Haft maßgebend. 

(7) Besteht für einen Verurteilten kein nach 
Abs. 6 örtlich zuständiges Gefangenenhaus, so 
ist der Sitz des Gerichtes maßgebend, das in 
erster Instanz erkannt hat. 

(8) Das Bundesministerium für Justiz hat 
durch Verordnung die Sprengel der Anstalten 
zum Vollzug von Freiheitsstrafen unter Bedacht­
nahme auf die Grundsätze des Strafvollzuges 
so festzusetzen, daß die zur Verfügung stehen­
den Einrichtungen am besten ausgenützt werden 
können. Der Sprengel jedes gerichtlichen Ge­
fang.enenhauses hat mindest,ens den Sprengel des 
Gerichtes zu umfassen. 

§ 10 

(2) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit ein Jahr 
übersteigt, dürfen jedoch nicht in bezirksgericht­
lichen Gefangenenhäusern und Freiheitsstrafen, 
deren Strafzeit drei Monate nicht übersteigt, 
nur dann in Strafv'ollzugsanstalten vollzogen 
werden, wenn der Verurteilte damit einv,erstan­
den ist. 

§ 11 

(1) Vollzugsbehörde erster Instanz ist der An­
staltslei ter. 

(2) Anstaltsleiter der bezirksgerichtlichen Ge­
fangenenhäuser sind die Vorsteher der Bezirks­
gerichte. 

§ 16 

(1) Vollzugsgericht ist der in Strafsachen tätige 
Gerichtshof erster Instanz, in dessen Spr,engel 
die Freiheitsstrafe vollzogen wird. Handelt es 
sich jedoch ausschließlich um den Vollzug einer 
der im § 9 Abs. 3 bezeichneten Freiheitsstrafen, 
so ist Vollzugsgericht das Bezirksgericht, in 
dessen Sprengel die Strafe vollzogen wird. 

(2) Das Vollzugsgericht entscheidet 

1. über den Beitrag des Verurteilten zu den 
Kosten des Strafvollzuges (§ 32); 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

(4) Unverändert. 

(5) Besteht für einen Verurteilten kein nach 
Abs. 4 örtlich zuständiges Gefangenenhaus, so 
ist der Sitz des Gerichtes maßgebend, das in 
erster Instanz erkannt hat. 

(6) Das Bundesministerium für Justiz hat 
durch Verordnung die Sprengel der Anstalten 
zum Vollzug von Freiheitsstrafen unter Bedacht­
nahme auf die Grundsätze des Strafvollzuges 
so festzusetzen, daß die zur Verfügung stehen­
den Einrichtungen am besten ausgenützt werden 
können. Der Sprengel jedes gerichtlichen Ge­
fangenenhauses hat mindestlens den Sprengel des 
Gerichtes zu umfassen. 

§ 10 

(2) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit drei Mo­
nate nicht übersteigt, dürfen nur dann in Straf­
vollzugsanstalten vollzogen werden, wenn der 
Verurteilte damit ein verstanden ist. 

§ 11 

Vollzugs behörde erster Instanz ist der An­
staltslei ter. 

Abs. 2 ,entfällt. 

§ 16 

(1) Vollzugs gericht ist der 10 Strafsachen 
tange Gerichtshof erster Instanz, in dessen 
Sprengel die Freiheitsstrafe vollzogen wird. Die 
Entscheidung steht einer Versammlung von drei 
Richtern zu, wenn es sich aber ausschließlich 
um eine Freiheitsstrafe aus einer Strafsache han­
delt, in der in erster' Instanz ein Einzelrichter 
erkannt hat, einem Einzelrichter. 

(2) Das Vollzugsgericht entscheidet 

1. über den Beitrag des Verurteilten zu den 
Kosten des Strafvollzuges (§ 32); 
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24 935 der Beilagen 

Bisher geltende Fassung 

2. über den Verfall von Geld und Gegenstän-
den (§ 37); . 

3. über die Unterbrechung einer Freiheits­
strafe, den Widerruf und die Nichteinredmung 
der außerhalb der Strafhaft verbrachten Zeit 
in die Strafzeit (§99); 

4. über die Aufrechterhaltung der im § 103 
Abs. 2 Z. 4 vorgesehenen Sicherheitsmaß­
mi.hme, wenn diese mehr als vier Wochen 
dauert; 

5. über die Aufrechterhaltung einer der im 
§ 103 Abs. 2 Z. 5 vorgesehenen Sicherheitsmaß­
nahmen, wenn diese mehr als 48 Stunden 
dauern; 

6. über die Nichteinrechnung einer im Haus­
arrest zugebrachten Zeit in die Strafzeit (§ 115); 

7. über die Anhaltung eines Strafgefangenen 
in Einzelhaft gegen seinen Willen, wenn diese 
mehr als vier Wochen dauert (§ 125); 

8. über die Zulässigkeit der Anhaltung im 
Strafvollzug in gelockerter Form (§ 126 Abs.3); 

9. über den nachträglichen Aufschub des 
Strafvollzuges (§ 133); 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
a np ass u n g sg e set z e s 

2. über den Verfall von Geld und Gegen­
ständen (§ 37); 

3. über die Unterbrechung einer Freiheits­
strafe, den Urlaub, den Widerruf und die Nicht­
einrechnung' der außerhalb der Strafhaft ver­
brachten Zeit in die Strafzeit (§§ 99 und 99 a); 

4. Unverändert. 

5. Unverändert. 

6. Unverändert. 

7. Unverändert. 

8. Unverändert. 

9. Unverändert. 

10. über die vorzeitige überstellung in einen 10. darüber, ob ein Strafgefangener voraus-
der Vorbereitung für eine Entlassung dienenden sichtlich bedingt entlassen wird (§ 145 Abs. 2); 
Vollzug (§ 145 Abs. 2); 

11. über die Nichteinrechnung der Zeit eines 11. über die Nichteinrechnung der Zeit eines 
Ausganges oder der außerhalb der Strafe ver- Ausganges oder der außerhalb der Strafe ver-
brachten Zeit in die Strafzeit (§ 147). brachten Zeit in die Strafzeit (§ 147); 

§ 18 

(7) Bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben stehen 
die Vertrauenspersonen den obrigkeitlichen Per­
sonen im Sinne des § 68 des Strafgesetzes gleich. 
Sie sind, außer wenn sie eine amtliche Mitteilung 
zu machen haben, jedermann gegenüber zur 
Verschwiegenheit tb er die in Ausübung ihrer 
Tätigkeit gemachten, im Interesse. eines Betei­
ligten geheimzuhaltenden Wahrnehmungen ver­
pflichtet. Die Verletzung dieser Pflicht ist ebenso 
zu bestrafen, wie eine gesetzwidrige Verlaut­
barung (§ 309 des Strafgesetzes). 

12. über die bedingte Entlassung und die da­
mit zusammenhängenden Anordnungen, über 
den Widerruf der bedingten Entlassung und 
darüber, daß die bedingte Entlassung endgültig 
geworden ist, soweit in den §§ 179 und 180 
nichts anderes bestimmt wird (§§' 47, 49 bis 53, 
55 und 58 des S~rafgesetzbuches). 

§ 18. 

(7) Bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben stehen 
die Vertrauenspersonen Beamten im Sinn des 
§ 77 Z. 5 des Strafgesetzbuches gleich. Sie sind, 
außer wenn sie eine amtliche Mitteilung zu 
machen haben, jedermann gegenüber zur Ver­
schwiegenheit über die in Ausübung ihrer 
Tätigkeit gemachten und im Interesse eines Be­
teiligten geheimzuhaltenden Wahrnehmungen 
verpflichtet. Die Verletzung' dieser Pflicht ist 
nach § 308 des Strafgesetzbuches zu bestrafen. 
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Bisher geltende Fassung 

§ 22 

(2) Den Strafgefangenen dürfen außer den im 
Strafurteil angeordneten Verschärfungen nur 
nach Maßgabe der Gesetze Beschränkungen auf­
erlegt oder Vergünstigungen und Lockerun~en 
des Strafvollzuges gewährt werden. 

§ 23 

(1) Wie die im Strafurteil angeordneten Ver­
schärfungen zu vollziehen sind, bestimmt das 
Strafgesetz. 

(2) An Strafgefangenen, die bettlägerig krank 
sind, dürfen Verschärfungen nicht vollzogen 
werden, ebenso nicht an anderen Strafgefan­
genen, wenn und solange nach der Erklärung 
des Anstaltsarztes ihre Gesundheit dadurch ge­
fährdet würde. 

(3) Strafgefangene, an denen eme Ver­
schärfung nach § 19 Abs. 1 lit. ades Straf­
g~setzes vollzogen wird, sind vom Anstaltsarzt 
zweimal in j,eder Woche aufzusuchen. Hat der 
den ärztlichen Dienst versehende Arzt die An­
stalt nicht so oft aufzusuchen, so sind solche 
Strafgefangene einmal in jeder Woche von ihm 
und ein weiteres Mal in jeder Woche von 
einem im Sanitätsdienst erfahrenen Strafvoll­
zugsbediensteten aufzusuchen. 

§ 24 

(3). über die Gewährung, Beschränkung und 
EntzIehung von Vergünstigungen hat unbe­
~.chadet der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
uber d~s Verfahren bei Ordnungswidrigkeiten 
und bel Beschwerden der Anstaltsleiter zu ent­
scheiden. Andere als die im folgenden besonders 
angeführten Vergünstigungen dürfen nur mit 
Genehmigung des Bundesministeriums für Justiz 
gewährt werden: 

1. Gebrauch eigener Leibwäsche (§ 39 Abs. 2); 
2. Ausschmückung des Haftraumes (§ 40 

Abs. 2 Z. 1); 

3. längere Beleuchtung des Haftraumes (§ 40 
Abs. 2 Z. 2); 

4. außerordentliche Arbeitsvergütung (§ 53); 
5. Geldbelohnung (§ 55); 

6. Zeichnen und Malen (§ 63); 
7. Teilnahme am Fernsehempfang und an 

Veranstaltungen (§ 65). 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

§ 22 

(2) Den Strafgefangen'en dürfen nur nach 
Maßgabe der Gesetze Beschränkungen auferlegt 
oder Vergünstigungen und Lockerungen des 
Strafvollzuges gewährt werden. 

§ 23 

Entfällt. 

§ 24 

(3) Unverändert. 

1. Unverändert. 
2. Unverändert. 

3. Unverändert. 

4. Unverändert. 
5. Unverändert. 
5 a. Benützung eines eigenen Rundfunk­

empfangsgerätes (§ 60 a); 
6. Unverändert. 
7. Teilnahme am Fernsehempfang und an 

Veranstaltungen (§ 65); 
8. Teilnahme am Gruppenausgang (§ 98 a). 
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Bisher geltende Fassung 

§ 28 

(1) Die Strafgefangenen dürfen mit den im, 
Strafvollzug tätigen Personen nur sprechen, um 
sich über den Inhalt oder den Sinn einer in 
Ansehung ihrer Person getroffenen oder bevor­
stehenden Maßnahme zu erkundigen, .um etwas 
vorzubringen oder wenn sie zum Sprechen auf­
gefordert werden. Mit anderen Strafgefangenen 
dürfen sie während der gemeinschaftlichen Ar­
beit und in Gemeinschaftshaft während der 
Freizeit in ruhiger Weise sprechen. Die Sicher­
heit und Ordnung, besonders auch im Arbeits­
ablauf, dürfen dadurch nicht gestört werden. 
Unanständige Reden und hußerungen, in denen 
zu unsittlichen oder strafbaren Handlungen 
aufgefordert wird oder in denen solche Hand­
lungen gutgeheißen werden, sind verboten. 
Während der Ruhezeit hat Stillschweigen zu 
herrschen. 

(2) Mit anderen als den im Abs. 1 genannten 
Personen dürfen die Strafgefangenen unbescha­
det der Bestimmungen der §§ 21 Abs. 2 und 86 
bis 100 sowie unbeschadet der Rechte der vor­
gesetzten Vollzugsbehörden, des Vollzugsgerich­
tes und der Vollzugskommission nur sprechen, 
soweit der Anstaltsleiter hiezu seine Zustim­
mung erteilt. Die Zustimmung darf nur erteilt 
werden, wenn dies mit ,den Zwecken des Straf­
vollzuges vereinbar ist. 

§ 32 

(5) Soweit im folgenden nichts anderes be­
stimmt wird, hat jeder Verurteilte für seinen 
Unterhalt (§ 31 Abs. 1) einen Beitrag zu den 
Kosten des Strafvollzuges in der Höhe von 35 S 
für jeden Tag der Strafzeit zu leisten. 

I n der F ass u n g des S t r a f v 0 I I zug s­
anpassungsgesetzes 

§ 28 

(1) Durch das Sprechen der Strafgefangenen 
mit Personen, die im Strafvollzug tätig sind 
und mit anderen Strafgefangenen dürfen die 
Sicherheit und Ordnung, besonders auch im 
Arbeitsablauf, nicht gestört werden. Ungehörig 
laute oder unanständige Reden sowie hußerun­
gen, in denen zu unsittlichen oder strafbaren 
Handlungen aufgefordert wird oder in denen 
-solche Handlungen gutgeheiß~n werden, sind 
v,erboten. Während' der Ruhezeit hat Still­
schweigen zu herrschen. 

(2) Die Strafgefangenen dürfen mit Personen, 
die nicht im Strafvollzug tätig sind und mit an­
deren Strafgefangenen, von denen sie getrennt 
angehalten werden, unbeschadet der Bestim­
mungen der §§ 21 Abs. 2 und 86 bis 100 sowie 
unbeschadet der Rechte der vorgesetzten Voll­
zugsbehörden des Vollzugsgerichtes und der 
Vollzugskommission nur sprechen, soweit dies 
im Zusammenhang mit der Verrichtung von 
Arbeiten erforderlich ist oder der Anstaltsleiter 
hiezu seine Zustimmung erteilt. Die Zustim­
mung' darf nur erteilt werden, wenn dies mit 
den Zwecken des StrafvolIzu&es vereinbar ist. 

§ 32 

(5) Soweit im folgenden nichts anderes be­
stimmt wird, hat jeder Verurteilte für seinen 
Unterhalt (§ 31 Abs. 1) einen Beitrag zu den 
Kosten des Strafvollzuges in der Höhe des 
Zwanzigfachen der Arbeitsvergütung je Arbeits­
stundein der höchsten Vergütungsstufe (§ 52 
Abs. 1) für jeden Tag der Strafzeit zu leisten. 

§ 60 a 

Benützung eigener Rundfunkempfangsgeräte 

§ 60 a. Soweit davon unter Berücksichtigung 
der Art der Unterbringung der Strafgefangenen 
und der Verhältnisse der Anstalt keine Beein­
trächtigung der Sicherheit und Ordnung oder 
eine Belästigung zu befürchten ist, kann Straf­
gefangenen der Besitz eines Rundfunkempfangs­
gerätes zum Empfang von Hörfunksendungen in 
der Freizeit oder auch in der Arbeitszeit ge­
stattet werden. 
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Bisher geltende Fassung 

§ 64 

(1) Die zur Ausübung des im § 62 genannten 
Rechtes und der im § 63 genannten Vergünsti­
gung erforderlichen Gegenstände sind auf 
Kosten des Strafgefangenen durch die Anstalt 
zu beschaffen. 

(2) 

§ 69 

(1) Verweigert ein Strafgefangener trotz Be­
lehrung die Mitwirkung an einer nach den Um­
ständen des Falles unbedingt erforderlichen 
ärztlichen Untersuchung oder Heilbehandlung, 
so ist er diesen Maßnahmen zwangsweise zu 
unterwerfen, soweit dies nicht mit Lebensgefahr 
verbunden und ihm auch sonst zumutbar ist. 
Einer unzumutbaren Untersuchung oder Heil­
behandlung steht jeder Eingriff gleich, der nach 
seinen äußeren Merkmalen als schwere körper­
liche Beschädigung (§ 152 des Strafgesetzes) zu 

. beurteilen wäre. Sofern nicht Gefahr im Ver­
zug ist, muß vor jeder Anordnung .einer zwangs­
weisen Untersuchung oder Heilbehandlung die 
Genehmigung des Bundesministeriums für Justiz 
eingeholt werden. 

§72 

(2) Ist ein Strafgefangener nicht imstande, 
seine Angehörigen davon zu verständigen, daß 
er lebensgefährlich krank oder verletzt ist, so 
hat diese Verständigung der Anstaltsleiter zu 
übernehmen. Zu verständigen ist· die Person, die 
der Strafgefangene bezeichnet; hat der Straf­
gefangene aber keine bestimmte Person bezeich-

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

§ 64 

(1) Die zur Ausübung des im § 62 genannten 
Rechtes und der im § 63 genannten Vergünsti­
gung erforderlichen Gegenstände sind auf 
Kosten des Strafgefangenen durch die Anstalt 
zu beschaffen. Hiefür dürfen Strafgefangene 
auch Gelder verwenden, die ihnen sonst für die 
Verschaffung von Leistungen im Strafvollzug 
nicht zur Verfügung stehen. 

(2) 

§ 68 a 

Entwöhnungsbehandlung eines Strafgefangenen 

§ 68 a. (1) Ein Strafgefangener, der dem 
Mißbrauch eines berauschenden Mittels oder 
Suchtmittels ergeben ist, ist mit seiner Zustim­
mung einer Entwöhnungsbehandlung zu unter­
ziehen, soweit dies im Hinblick auf die Dauer 
seiner Strafzeit zweckmäßig ist. 

(2) Ein Strafgefangener ist· auch ohne seine 
Zustimmung einer Entwöhnungsbehandlung zu 
unterziehen, wenn seine Strafzeit mehr als zwei 
Jahre beträgt und nur aus diesem Grund von 
seiner Einweisung in eine Anstalt für entwöh­
nungsbedürftige Rechtsbrecher (§ 22 des Straf­
gesetzbuches) abgesehen worden ist. 

§ 69 

(1) Verweigert ein Strafgefangener trotz Be­
lehrung die Mitwirkung an einer nach den Um­
ständen des Falles unbedingt erforderlichen 
ärztlichen Untersuchung oder Heilbehandlung, 
so ist er diesen Maßnahmen zwangsweise zu 
unterwerfen, soweit dies nicht mit Lebensgefahr 
verbunden und ihm auch sonst zumutbar ist. 
Einer unzumutbaren Untersuchung oder Heil­
behandlung steht jeder Eingriff gleich, der nach 
seinen äußeren Merkmalen als schwere Körper­
verletzung (§ 92 Abs. 1 des Strafgesetzbuches) 
zu beurteilen wäre. Sofern nicht Gefahr im Ver­
zug ist, muß vor jeder Anordnung einer zwangs­
weisen Untersuchung oder Heilbehandlung die 
Genehmigung des Bundesministeriums für Justiz 
eingeholt werden. 

§ 72 

(2) 
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. Bis her gel t end e F ass u n gIn der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungs gesetzes 

net, so ist die jeweils nächste der im folgenden 
genannten Personen zu verständigen, deren 
Aufenthalt bekannt ist: der Ehegatte des Straf­
gefangenen, sein ältestes volljähriges Kind, sein 
Vater, seine Mutter öder der nächste seiner voll- .......... , seine Mutter oder der nächste seiner 
jährigen Angehörigen (§ 216 des Strafgesetzes), übrigen volljährigen Angehörigen (§ 75 des 
von gleich nahen aber eier älteste. Eine Person, Strafgesetzbuches), von gleich nahen aber der 
die sich nicht im Inland aufhält, ist nur zu ver- älteste ................................... . 
ständigen, wenn sich keine der überhaupt in Be-
tracht kommenden Personen im Inland aufhält. 
Auf verständigen Wunsch des Strafgefangenen 
hat der Anstaltsleiter auch andere Personen zu 
benachrichtigen. 

§ 87 

(1) Soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes 
bestimmt, dürfen die Strafgefangenen Briefe nur 
innerhalb bestimmter Zeitabstände absenden und 
empfangen. 

(2) Die Strafgefangenen düften unmittelbar 
nach Aufnahme in die Anstalt und in der Folge 
unbeschadet der §§ 112 Abs. 2 J.md 114 Abs. 1, 
wenn an ihnen eine Kerkerstrafe vollzogen 
wird, alle zwei Wochen, wenn an ihnen aber 
eine Arreststrafe vollzogen wird, jede Woche 
einen Brief im Umfang eines Anstaltsbriefbogens 
absenden. Statt eines Briefes darf ein Telegramm 
abgesendet werden, wenn andernfalls der Zweck 
der Mitteilung gefährdet oder vereitelt würde. 

(3) Die Strafgefangenen dürfen unbeschadet 
der §§ 112 Abs. 2 und 114 Abs. 1, wenn an 
ihnen eine Kerkerstrafe vollzogen wird, alle 
zwei Wochen, wenn an ihnen aber eine Arrest-. 
strafe vollzogen wird, jede Woche einen Brief 
im Umfang eines gewöhnlichen Briefbogens von 
einer der Personen, mit der ihnen Briefverkehr 
gestattet ist, empfangen. Gehen für einen Straf­
gefangenen Briefe in kürzeren Zeitabständen 
oder innerhalb der festgesetzten Zeitabstände 
mehrere Brief ein, so ist er aufzufordern, anzu­
geben, ob und welche dieser Briefe so behandelt 
werden sollen, als ob sie zu einem Zeitpunkt 
eingingen, an dem sie eier Strafgefangene 
empfangen dürfte; soweit der Strafgefangene 
kein solches Verlangen stellt, sind die Briefe zu 
den Personalakten zu nehmen und dem Straf­
gefangenen bei seiner Entlassung auszuhändigen. 

§ 89 

(2) Den Strafgefangenen ist für jeden Brief 
und für jede Eingabe ein Anstaltsbriefbogen und 
das nötige Schreibzeug zur Verfügung zu stellen. 

§ 87 

(1) Soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes 
bestimmt, dürfen die Strafgefangenen Briefe im 
Umfang eines gewöhnlichen Briefbogens ohne 
zeitliche Beschränkung absenden und empfangen. 

. (2) Wird durch den außerordentlichen Um­
fang des Briefverkehrs die Überwachung beein­
trächtigt, so hat der Anstaltsleiter diejenigen Be­
schränkungen anzuordnen, die für eine einwand­
freie Überwachung notwendig sind. 

(3) Gehen im Fall einer angeordneten Be­
schränkung für einen Strafgefangenen Briefe in 
kürzeren Zeitabständen oder innerhalb der fest­
gesetzten Zeitabstände mehrere Briefe ein, so ist 
er aufzufordern, . anzugeben, ob und welche 
dieser Briefe· so behandelt werden sollen, als ob 
sie zu einem Zeitpunkt eingingen, an dem sie 
der Strafg,efangene empfangen dürfte; soweit 
der Strafgefangene kein solches Verlangen stellt, 
sind die Briefe zu den Personalakten zu nehmen 
und dem Strafgefangenen bei seiner Entlassung 
auszuhändigen. 

§ 89 

(2) Den Strafgefangenen ist für jeden Brief 
und für jede Eingabe· ein Briefbogen und das 
nötige Schreibz.eug zur Verfügung zu stellen. 
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Soweit es der Zweck des Briefes oder der Ei~­
gabe notwendig macht, sind dem Strafgefan­
genen auch mehrere Anstaltsbriefbogen zu über­
lassen. 

§ 90 

(1) Alle von den Strafgefangenen verfaßten 
Briefe und Eingaben sind vor ihrer Absendung, 
alle für sie eingehenden Briefe vor ihrer Aus­
händigung vom Anstaltsleiter oder einem von 
ihm hiezu besonders bestellten Strafvollzugs­
bediensteten zu lesen. Erforderlichenfalls ist zu­
vor die Herstellung einer übersetzung zu ver­
anlassen. Die überprüfung ist auf dem Schrift­
stück zu vermerken. Es ist dafür zu sorgen, daß 
der Inhalt anderen Personen nicht bekannt wird, 
es sei denn, daß der Brief nach Abs. 2 zurück­
zuhalten oder die Kenntnisnahme durch andere 
Personen für die psychiatrische oder psycho­
logische Betreuung des Strafgefangenen erfor­
derlich ist. 

(2) .................................... . 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

Soweit es der Zweck des Briefes oder der Ein­
gabe notwendig macht, sind den Strafgefan­
genen auch mehrere Briefbogen zu überlassen. 

§ 90 

(1) Der gesamte Briefverkehr der Straf­
gefangenen ist insoweit zu überwachen, als dies 
notwendig ist, um unerlaubte Sendungen von 
Geld oder anderen Gegenständen in Briefen an­
zuhalten. Außerdem sind die von den Straf­
gefangenen verfaßten Briefe und Eingaben vor 
ihrer Absendung und die für sie eingehenden 
Briefe vor ihrer Aushändigung vom Anstalts­
leiter oder einem von ihm besonders bestellten 
Strafvollzugsbediensteten stichprobenweise und 
ansonsten insoweit zu lesen, als dies mit Rück­
sicht auf die psychiatrische oder psychologische 
Betreuung des· Strafgefangenen oder deswegen 
erforderlich ist, weil der Verdacht besteht, daß 
der Brief nach Abs. 2 anzuhalten sein werde. 
Erforderlichenfalls ist zuvor die Herstellung 
emer übersetzung zu veranlassen. . ......... . 

(2) 

§ 98 a 

Gruppenausgang 

§ 98 a. Einem Strafgefangenen, der nach der 
Art und dem Beweggrund der strafbaren Hand­
lung, deretwegener verurteilt ist, sowie nach 
seinem Lebenswandel vor der Anhaltung und 
seiner Aufführung während dieser weder für die 
Sicherheit des Staates, noch für die der Person 
oder des Eigentums besonders gefährlich ist, 
kann als Vergünstigung höchstens zweimal in 
jedem Kalenderjahr die Teilnahme an einem 
Ausgang in kleiner Gruppe und in Begleitung 
einer im Strafvollzug tätigen Person gestattet 
werden. Bei diesen Ausgängen haben die Straf­
gefangenen ihre eigene Kleidung oder eIße 
unauffällige Anstaltskleidung zu tragen. 

§ 99 a 

Urlaub 

§ 99 a. (1) Einem Strafgefangenen, dessen 
Strafzeit mindestens zwei J ahr,e beträgt, ist unter 
den im § 99 Abs. 1 bezeichneten allgemeinen 
Voraussetzungen ohne Rücksicht auf das Vor­
liegen, der dort unter Z. 1 und 2 bezeichneten 
besonderen Voraussetzungen auf seinen Antrag 
höchstens zweimal in jedem Kalenderjahr ein 
Urlaub in der Dauer von jeweils höchstens fünf 
Arbeitsta~en und insgesamt höchstens vierzehn 
Tagen zu gewähren, sobald der Strafgefangene 
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§ 103 

(2) Als besondere Sicherheits maßnahmen, die 
eine zusätzliche Beschränkung der Lebensfüh­
rung des Strafgefangenen mit sich bringen, kom­
men nur in Betracht: 

1. die häufigere Durchsuchung des Strafgefan­
genen, seiner Sachen und seines Haftraumes; 

2. die nächtliche Beleuchtung des Haftraumes; 

3. die Entziehung von Einrichtungs- oder Ge­
brauchsgegenständen oder Bekleidungsstücken, 
deren Mißbrauch zu befürchten ist; 

4. die Unterbringung in einer besonders ge­
sicherten Zelle, aus der alle Gegenstände entfernt 
sind, mit denen der Strafgefangene Schaden an­
richten kann; 

5. die Anlegung von Fesseln oder emer 
Zwangsjacke oder die Festhaltung in emem 
Gurten- oder Gitterbett. 

§ 104 

(1) Die Strafvollzugsbediensteten dürfen un­
mittelbare Gewalt nur anwenden: 

1. im Falle gerechter Notwehr (§ 2 Abs. 1 
lit. g des Strafgesetzes); 

2. zur über~indung einer gewaltsamen 
Handanlegung oder gefährlichen Drohung gegen 
obrigkeitliche Personen in Amtssachen (§ 81 des 
Strafgesetzes) ; 

3. zur Verhinderung der Flucht eines Strafge­
fangenen oder zu seiner Wiederergreifung; 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
an pas s u n gs g e set z e s 

mindestens ein Viertel der Strafzeit, im Fall 
einer lebenslangen Strafe aber mindestens sieben 
Jahre, in Strafhaft zugebracht hat. Ein Urlaub 
darf nicht gewährt werden, wenn zu befürchten 
ist, daß der Strafgefangene die Unterbrechung 
der Freiheitsstraf,e zur Begehung gerichtlich 
strafbarer Handlungen mißbrauchen oder ver­
suchen werde, sich dem weiteren Strafvollzug zu 
entziehen. Zwischen dem Ende eines Urlaubes 
und dem Beginn des nächsten Urlaubes muß 
jeweils ein Zeitraum von mindestens dr,ei Mo­
naten liegen. 

(2) Der §. 99 Abs. 2 bis 5 gilt dem Sinne nach. 

§ 103 

(2) Als besondere Sicherheitsrnaßnahmen, die' 
eine zusätzliche Beschränkung der Lebensfüh­
rung des Strafgefangenen mit sich bringen, kom­
men nur in Betracht: 

1. Unverändert. 

. 1 a. die Unterbringung eines Strafgefangenen, 
der entweder während der täglichen Arbeit 
oder während einer täglichen Freizeit von min­
destens zwei Stunden in Gemeinschaft ange­
halten wird, für die verbleibende Zeit in einem 
Einzelhaftraum; 

2. Unverändert. 

3. Unverändert. 

4. Unverändert. 

5. Unverändert. 

§ 104 

(1) Die Strafvollzugsbediensteten dürfen 
unmittelbar·e Gewalt nur anwenden: 

1. im Falle der Notwehr(§ 3 des Strafgesetz­
buches); 

2. zur Überwindung eines Widerstandes gegen 
die Staatsgewalt oder eines tätlichen Angriffes 
auf einen Amtsträger (§§ 276, 277 des Straf­
gesetz buches); 

3. Unverändert. 
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4. g,egenüber einer Person, die in die Anstalt 
eindringt oder einzudringen oder einen Straf" 
gefangenen zu befreien versucht; 

5. zur überwindung einer sonstigen die Ord­
nung in der Anstalt gefährdenden Nichtbefol­
gung einer Anordnung. 

§ 105 

(6) Der mit Lebensgefährdung verbundene 
Gebrauch einer Waffe gegen Menschen ist nur 
zulässig: 

1. im Falle g,erechter Notwehr (§ 2 Abs. 1 
lit. g des Strafgesetzes) zur Verteidigung eines 
Menschen; 

2. zur Unterdrückung eines Aufstandes oder 
Aufruhrs; 

3. zur Verhinderung der Flucht oder zur 
Wiederergreifung eines Strafgefangenen,' der 
wegen eines Verbrechens verurteilt worden ist, 
das ihn als eine für die Sicherheit des Staates, 
der Person oder des Eigentums allgemein ge­
fährlichen Menschen k,ennzeichnet. 

(7) Der lebens gefährdende Waffengebrauch 
gegen Menschen ist außer dem Fall g,;;rechter 
Notwehr (§ 2 Abs. 1 lit. g .des Strafgesetzes) 
ausdrücklich, zeitlich unmittelbar vorangehend 
und deutlich wahrnehmbar anzudrohen; er ist 
nur dann zulässig, wenn dadurch Unbeteiligte 
voraussichtlich nicht gefährdet werden. 

§ 107 

(3) Eine Ordnungswidrigkeit beg,eht ferner 
unbeschadet des § 118 Abs. 1 der Strafgefangene, 
der sich einer gerichtlich strafbaren übertretung 
gegen die körperliche Sicherheit, gegen die Ehre 
oder gegen das Vermögen einer der im Abs. 1 
Z. 9 genannten Personen oder eines Mitgefan­
genen oder einer gerichtlich . strafbaren über­
tretung gegen das Anstaltsgut schuldig macht. 

§ 112 

(2) Das Recht auf Verfügung über das Haus­
geld darf höchstens für die Dauer von vier 
Wochen entzogen und höchstens für die Dauer 
von acht Wochen beschränkt, das Recht auf 
Briefverkehr oder Besuchsempfang höchstens 
in der Weise ,entzogen oder beschränkt werden, 
daß der Strafgefangene bis zu dreimal in un-

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

4. Unverändert. 

5. Unverändert. 

§ 105 

(6) Der mit Lebensgefährdung verbundene 
Gebrauch einer Waffe gegen Menschen ist nur 
zulässig: 

1. im Falle der Notwehr (§ 3 des Strafgesetz­
buches) zur Verteidigung eines Menschen; 

2. Unv,erändert. 

3. zur Verhinderung der Flucht oder zur 
Wiederergreifung eines Strafgefangenen, der 
wegen einer strafbaren Handlung verurteilt 
worden ist, die ihn als einen für die Sicherheit 
des Staates, der Person oder des Eigentums all­
gemein gefährlichen Menschen kennzeichnet. 

(7) Der lebensgefährdende Waffengebrauch 
gegen Mensch,en ist außer dem Fall der Notwehr 
(§ 3 des Strafgesetzbuches) ausdrücklich, zeitlich 
unmittelbar vorangehend und deutlich wahr­
nehmbar anzudrohen; er ist nur dann zulässig, 
wenn dadurch Unbeteiligte voraussichtlich nicht 
gefährdet werden. 

§ 107 

(3) Eine Ordnungswidrigkeit beg,eht ferner 
unbeschadet des § 118 Abs. 1 der Strafgefangene, 
der sich einer in die Zuständigkeit der Bezirks­
gerichte fallenden strafbaren Handlung gegen 
die körperliche Sicherheit, gegen die Ehre oder 
gegen das Vermögen einer der im Abs. 1 Z. 9 
genannten Personen oder eines Mitgefangenen 
oder einer in die Zuständigkeit der Bezirks­
gerichtefallenden strafbaren Handlung gegen das ' 
Anstaltsgut schuldig macht. 

§ 112 

(2) Das Recht auf Verfügung über das Haus­
geld darf höchstens für die Dauer von vier 
Wochen entzog,en und' höchstens für die Dauer 
von acht Wochen beschränkt werden. Das Recht 
auf Briefverkehr darf höchstens für die Dauer 
von vier Wochen entzogen oder beschränkt wer­
den. Das Recht auf Besuchsempfang darf höch-
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unterbrochener Folge zu den sonst vorgesehenen 
Zeitpunkten keine oder nur bestimmte Briefe ab­
senden oder empfangen oder keine oder nur be­
stimmte Besuche empfangen darf. 

§ 118 

........... 
(3) Von der Verfolgung eines Strafgefangenen 

wegen einer gerichtlich strafbaren übertretung 
kann der öffentliche Ankläger absehen oder zu­
rücktreten, wenn die Tat nur geringfügig ist und 
die verhängte Strafe eine gerichtliche Ahndung 
entbehrlich macht. 

§ 126 

(3) Die Entscheidung darüber, ob ein Straf­
gefangener im Str~tfvollzug in gelockerter Form 
anzuhalten ist, steht unbeschadet des § 134 dem 
Anstaltsleiter zu. Handelt es sich jedoch um 
einen Straf~efangenen in der Unterstufe des 
Vollzuges einer Kerkerstrafe (§ 138), so hat über 
die Zulässigkeit der Anhaltung in einem solchen 
Strafvollzug auf Antrag der sons( zur Entschei­
dung berufenen Stelle das Vollzugsgericht zu 
entscheiden (§ 16 Abs. 2 Z. 8). 

§ 128 

(1) Strafgefangene, die ausschließlich oder 
überwiegend wegen fahrlässig begangener straf­
barer Handlungen oder wiegen selbstverschul­
deter voller Berauschung (§ 523 des Straf­
gesetzes) in bezug auf eine fahrlässig begangene 
Handlung oder Unterlassung verurteilt worden 
sind, sind getrennt von Strafgefangenen anzu­
halten, bei denen dies nicht der Fall ist. § 127 
Abs. 1 zweiter Satz gilt dem Sinne nach. 

(2) Für Strafgefangene, die wegen fahrlässig 
begangener strafbarer Handlungen gegen Leib 
. oder Leben oder wegen selbstverschuldeter voller 
Berauschung (§ 523 des Strafgesetzes) in bezug 
auf solche Handlungen oder Unterlassungen ver­
urteilt worden sind, ist, soweit dies den Grund­
sätzen einer sparsamen, wirtschaftlichen und 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

stens in der Weise entzogen oder beschränkt 
werden, daß der Strafgefangene bis zu dreimal 
in ununterbrochener Fol~e zu den sonst vorge­
sehenen Zeitpunkten keine oder nur bestimmte 
Besuche empfangen darf. 

§ 118 

(3) Von der Verfolgung eines Strafgefangenen 
wegen einer in die Zuständigkeit der Bezirks­
gerichte fallenden strafbaren Handlung kann der 
öffentliche Ankläger absehen oder zurücktr,eten, 
wenn die Tat nur geringfügig ist und die ver­
hängte Strafe eine gerichtliche Ahndung ent­
behrlich macht. 

§ 126 

(3) Die Anordnung, daß ein Strafgefangener 
Arbeiten ohne Bewachung außerhalb der Anstalt 
und nicht für einen zur Anstalt gehörenden Wirt­
schaftsbetrieb zu verrichten hat (Freigartg), darf 
nur mit Zustimmung des Strafgefangenen ge­
troffen werden. 

(4) Die Entscheidung darüber, ob ein Straf­
gefangener im Strafvollzug in gelockerter Form 
anzuhalten ist, steht unbeschadet des § 134 dem 
Anstaltsleiter zu. Handelt es sich jedoch um 
einen Strafgefangenen in der Unterstufe des Voll­
zuges einer ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe 
(§ 138), so hat über die Zulässigkeit der Anhal­
tung in einem solchen Strafvollzug auf Antrag 
der sonst zur Entscheidung berufenen Stelle das 
Vollzugsgericht zu entscheiden. 

§ 128 

(1) Strafgefangene, die ausschließlich wegen 
fahrlässig begangener strafbarer Handlungen oder 
wegen Begehung einer mit Strafe bedrohten 
Handlung im Zustand voller Berauschung (§ 294 
des Strafgesetzbuches) in bezug auf eine fahr­
lässig begangene Handlung oder Unterlassung 
verurteilt worden sind, sind getrennt von Straf­
gefangenen anzuhalten, bei denen dies nicht der 
Fall ist. § 127 Abs. 1 zweiter Satz gilt dem Sinne 
nach. 

(2) Für Strafgefangene, die wegen fahrlässig 
begangener strafbarer Handlungen gegen Leib 
oder Leben oder wegen Begehung einer mit 
Strafe bedrohten Handlung im Zustand voller 
Berauschung (§ 294 des Strafgesetzbuches) in be­
zug auf solche Handlungen oder Unterlassungen 
verurteilt worden sind, ist, soweit dies den 
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zweckmäßigen Verwaltung nicht widerspricht, ein 
Unterricht über die Verhütung von Unfällen 
und über Erste Hilfe abzuhalten. 

§ 130 

Dritter Abschnitt 

ZUSAMMENTREFFEN VON KERKER­
STRAFEN UND ARRESTSTRAFEN 

§ 130. (1) Sind an einem Verurteilten unmittel­
bar nacheinander eine Kerkerstrafe und eine 
Arreststrafe in derselben Anstalt zu vollziehen 
(§ 9 Abs. 5), so ist zuerst die Kerkerstrafe zu 
vollziehen. Im Vollzug der Arreststrafe darf der 
Strafgefangene unbeschadet der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes über die Aufsicht und über 
Ordnungswidrigkeiten (§§ 101 bis 118) nicht 
schlechter gestellt werden, als er im Vollzug der 
Kerkerstrafe zuletzt gestellt war: 

(2) Bei Anwendung der §§ 145, 148 Abs. 2, 153 
und 154 ist so vorzugehen, als ob die Strafzeit 
der Kerkerstrafe um die Strafzeit der mit ihr 
zusammentreffenden Arreststrafe verlängert 
wäre. 

. Vor § 131 

Vierter Abschnitt 

VOLLZUG VON KERKERSTRAFEN, DEREN 
STRAFZEIT EIN JAHR üBERSTEIGT 

§ 131 

(1) Findet sich jemand zur Einleitung des Voll­
zuges einer Kerkerstrafe, deren Strafzeit ein Jahr 
übersteigt, im zuständigen Gefangenenhaus eines 
Gerichtshofes (§ 9 Abs. 1) während der Amts­
stunden ein oder wird er zu diesem Zwecke dort­
hin vorgeführt oder überstellt, so ist festzu­
stellen, ob er der Verurteilte sei; bejahendenfalls 
ist er als Strafgefangener aufzunehmen. 

§ 136 

(1) Kerkerstrafen, deren Strafzeit ein Jahr 
übersteigt, sind in Stufen zu vollziehen. 

§ 144 

(2) Strafgefangene, die nicht in einer der im 
§ 8 Abs. 3 Z. 3 und 4 genannten Sonderanstalten 
angehalten werden, sind zum Zwecke der Vor­
bereitung auf die Entlassung einem besonderen 
Vollzug zu unterstellen. Sie sind in diesem Voll­
zug von den übrigen Strafgefangenen zu trennen 

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

Grundsätzen einer sparsamen, wirtschaftlichen 
und zweckmäßigen Verwaltung nicht wider­
spricht, ein Unterricht über die Verhütung von 
Unfällen und über Erste Hilfe abzuhalten. 

Entfällt. 

§ 130 

Vor § 131 

Dritter· Abschnitt 

VOLLZUG VON FREIHEITSSTRAFEN, 
DEREN STRAFZEIT EIN JAHR üBERSTEIGT 

§ 131 

(1) Findet sich jemand zur Einleitung des Voll­
zuges einer Freiheitsstrafe, deren Strafzeit ein 
Jahr übersteigt, im zuständigen Gefangenenhaus 
eines Gerichtshofes (§ 9 Abs. 1) während der 
Amtsstunden ein oder wird er zu diesem Zweck 
dorthin vorgeführt oder überstellt, so ist fest­
zustellen, ob er der Verurteilte sei; bejahenden­
falls ist er als Strafgefangener aufzunehmen. 

§ 136 

(1) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit em Jahr 
übersteigt, sind in Stufen zu vollziehen. 

§ 144 

(2) Soweit dies nach den Einrichtungen der 
Anstalt möglich ist, sind Strafgefangenen, von 
denen· zu erwarten ist, daß sie die Lockerungen 
nicht mißbrauchen werden, im Entlassungsvoll­
zug eine oder mehrere der folgenden Lockerun­
gen zu gewähren: 
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und in eigenen Abteilungen der Strafvollzugs­
anstalten anzuhalten. § 127 Abs. 1 zweiter Satz 
gilt dem Sinne nach. 

§ 145 

Zeitpunkt der überstellung 

§ 145. (1) Der Entlassungsvollzug beginnt bei 
einer Strafzeit von einem bis zu drei Jahren 
drei Monate, bei einer Strafzeit von drei bis zu 
fünf Jahren sechs Monate, bei einer Strafzeit 
von mehr als fünf bis zu zehn Jahren neun 
Monate und bei einer Strafzeit von mehr als 
zehn Jahren oder bei lebenslanger Strafe ein 
Jahr vor der voraussichtlichen Entlassung. 

(2) Wird ein Strafgefangener voraussichtlich 
bedingt entlassen, so ist der Zeitpunkt der vor­
aussichtlichen bedingten Entlassung der Zeitpunkt 
der voraussichtlichen Entlassung im Sinne des 
Abs. 1 (vorzeitige Überstellung). 

(3) Die Entscheidung über die vorzeitige über­
stellung in den Entlassungsvollzug (Abs. 2) steht 
dem Vollzugsgericht zu (§ 16 Abs. 2 Z. 10). 

§ 151 

I n der F a s.s u n g des S t r a f voll zug s­
an pas s u n g sg e set z es 

1. Verlängerung der Besuchsdauer bis auf eine 
Stunde; . 

2. Beschränkung der Überwachung des Be­
suchsempfanges in der Weise, daß die über­
wachung des Inhaltes des Gespräches zwischen 
dem Strafgefangenen und dem Besucher unter­
bleibt; 

3. Freigang (§ 126 Abs. 3). 

§ 145 

Beginn des Entlassungsvollzuges 

§ 145. (1) Der Entlassungsvollzug beginnt je 
nach dem Ausmaß der zu vollziehenden Frei­
heitsstrafe drei bis sechs Monate vor der voraus­
sichtlichen Entlassung. 

(2) Wird ein Strafgefangener voraussichtlich 
bedingt entlassen, so ist der Zeitpunkt der vor­
aussichtlichen bedingten Entlassung der Zeit­
punkt der voraussichtlichen Entlassung im Sinne 
des Abs. 1. 

(3) Die Entscheidung darüber, ob ein Straf­
gefangener voraussichtlich bedingt entlassen wird 
(Abs. 2), steht dem Vollzugsgericht zu (§ 16 
Abs. 2 Z. 10). 

Sechster Unterabschnitt 

. VOLLZUG AN STRAFGEFANGENEN, 
DEREN UNTERBRINGUNG IN EINER AN­

STALT FüR GEFAHRLICHE RüCKFALLS­
TATER ANGEORDNET IST 

§ 151 

(1) Auf die Anordnung der Unterbringung 
eines Strafgefangenen in einer Anstalt für ge­
fährliche Rückfallstäter ist im Strafvollzug im 
allgemeinen und bei der Arbeitszuweisung (§ 47), 
bei Ausführungen und überstellungen (§ 98) so­
wie bei der Unterbringung (§§ 124, 125) beson­
ders Bedacht zu nehmen. 

(2) Solange nicht entschieden ist, daß die über­
'stellung des Rechtsbrechers in die Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter nicht mehr notwendig 
ist (§ 24 Abs. 2 des Strafgesetzbuches), sind die 
§§ 144 bis 150 nicht anzuwenden, es sei denn, 
der Strafgefangene wird voraussichtlich bedingt 
entlassen (§ 145 Abs. 2 und 3). 

(3) Wird der Strafgefangene nicht vorzeitig 
entlassen, so hat das Gericht die Prüfung, ob die 
Unterbringung in einer Anstalt für gefährliche 
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Fünfter Abschnitt 

VOLLZUG VON KERKERSTRAFEN, DEREN 
STRAFZEIT EIN JAHR üBERSTEIGT 

§ 153 

§ 151. Für den Vollzug von Kerkerstrafen, 
deren Strafzeit ein Jahr nicht übersteigt, gelten 
die Vorschriften des vierten Abschnittes dieses 
Bundesgesetzes dem Sinne nach, soweit im fol­
genden nichts anderes bestimmt wird. 

I n cl e r F ass u n g des S t r a f IV 0 11 zug s­
anpassungsgesetzes 

Rückfallstäter noch notwendig ist (§ 24 Abs. 2 
des Strafgesetzbuches), spätestens drei Monate 
vor dem Ende der Strafzeit vorzunehmen. Wird 
der Strafgefangene bedingt entlassen, so ist zu­
gleich auszusprechen, daß die Unterbringung nicht 
mehr notwendig ist (§§ 24 Abs~ 2 und 48 Abs. 4 
des Strafgesetzbuches): 

(4) Ist der Verurteilte aus der Strafhaft in 
eine Anstalt für gefährliche Rückfallstäter zu 
überstellen, so ist die überstellung so zeitig vor­
zunehmen, daß sich der Verurteilte in dem Zeit­
punkt, in dem die Strafzeit endet, schon in der 
Anstalt für gefährliche Rückfallstäter befindet. Zu 
diesem Zweck kann die überstellung bis zu zwei 
Wochen vor dem Ende der Strafzeit eingeleitet 
werden. Die im Strafvollzug als Eigengeld, Haus­
geld oder Rücklage gutgeschriebenen Geldbeträge 
sind dem Verurteilten mit dem Tag der über­
stellung im Vollzug der Unterbringung in einer 
Anstalt für gefährliche Rückfallstäter gutzuschrei­
ben. Soweit Ordnungsstrafen im Zeitpunkt der 
Überstellung noch nicht oder noch nicht zur 
Gänze vollzogen sind, ist ihr Vollzug unbescha­
det des § 116 Abs. 6 in der Anstalt für gefährliche 
Rückfallstäter durchzuführen. 

Siebenter Unterabschnitt 

VORBEREITUNG EINER BEDINGTEN ENT­
LASSUNG 

§ 152 

Vor der Entscheidung über eine bedingte Ent­
lassung (§ 47 des Strafgesetzbuches) hat das Ge­
richt (§ 16 Abs. 2 Z. 12) stets in die Akten über 
das Strafverfahren und in den Personalakt des 
Strafgefangenen Einsicht zu nehmen und der 
Sicherheitsbehörde, in deren Sprengel sich der 
Strafgefangene zuletzt aufgehalten hat und vor­
aussichtlich aufhalten wird, Gelegenheit zur Stel­
lungnahme zu geben. Wenn es zur Vorhersage 
über das künftige Verhalten des zu Entlassenden 
zweckmäßig ist, ist er vom Gericht zu hören. 

Vierter Abschnitt 

VOLLZUG VON FREIHEITSSTRAFEN, 
DEREN STRAFZEIT EIN JAHR NICHT 

üBERSTEIGT 

§ 153 

§ 153. Für den Vollzug von Freiheitsstrafen, 
deren Strafzeit ein Jahr nicht übersteigt, gelten 
die §§ 131 bis 133 und 148 bis 152 dem Sinne 
nach, soweit im folgenden nichts anderes be­
stimmt wird. 
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§ 154 

§. 152. (1) Eine ärztliche Untersuchung der 
Strafgefangenen bei der Aufnahme oder alsbald 
danach hat unbeschadet des § 168 zu unterblei­
ben, wenn die Strafzeit zwei Wochen nicht über­
steigt. 

(2) Die §§ 134 bis 143 sind nicht anzuwenden. 
Die Strafgefangenen sind wie Strafgefangene in 
der Oberstufe des Vollzuges von Kerkerstrafen 
zu behandeln, deren Strafzeit ein Jahr übersteigt. 

§ 155 

§ 153. (1) Die §§ 144 und 145 sind nicht anzu­
wenden. 

(2) Strafgefangene, an denen Kerkerstrafen 
vollzogen werden, deren Strafzeit mehr als drei 
Monate beträgt, sind auf ihre Entlassung im 
Sinne des § 146 vorzubereiten. Strafgefangenen, 
an denen Kerkerstrafen vollzogen werden, deren 
Strafzeit nicht mehr als drei Monate beträgt, kann 
ein Ausgang (§ 147) nicht gestattet werden. 

§ 156 

§ 154. (1) ......... . 

(2) Strafgefangene, an denen Kerkerstrafen 
vollzogen werden, deren Strafzeit nicht mehr als 
einen Monat beträgt, sind vor der Entlassung 
nur dann ärztlich zu untersuchen, wenn sie offen­
bar krank, verletzt oder schwanger sind. 

(3) Strafgefangenen, an denen Kerkerstrafen 
vollzogen werden, deren Strafzeit drei Monate 
übersteigt, ist unter den im § 150 Abs. 3 be­
zeichneten Voraussetzungen ein Zuschuß bis zur 
Höhe eines Viertels des dort genannten Geld-
betrages zu gewähren, ......... . 

Sechster Abschnitt 

VOLLZUG VON ARRESTSTRAFEN 

§ 155. Für den Vollzug von Arreststrafen 
gelten die Vorschriften des fünften Abschnittes 
dem Sinne nach, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird. Für den Vollzug von 
Arreststrafen, deren Strafzeit ein Jahr übersteigt, 
gelten auch die §§ 134 und 135 dem Sinne nach. 

§ 156. (1) Strafgefangene, an denen im Ge­
fangenenhaus eines Bezirksgerichtes Arreststra­
fen vollzogen werden, deren Strafzeit nicht mehr 
als drei Monate beträgt, dürfen ihre eigene Klei-

I n der F ass u n g des S t r a f voll zug s­
an pas s u n g s g e s e .t z e s 

§ 154 

§ 154. (1) Unverändert. 

(2) Die Frist für den ordentlichen Besuchs­
empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine Woche. Im 
übrigen sind die Strafgefangenen wie Strafge­
fangene in der Oberstufe des Vollzuges von 
Freiheitsstrafen zu behandeln, deren Strafzeit ein 
Jahr übersteigt. 

§ 155 

§ 155. Abs. 1 entfällt. 

Strafgefangene, an denen Freiheitsstrafen voll-
zogen werden, ......... . 

. . . . . . . . .. Strafgefangenen, an denen Frei-. 
heitstrafen vollzogen werden, ......... . 

§ 156 

§ 156. (1) ........ . 

(2) Strafgefangene, an denen Freiheitsstrafen 
vollzogen werden, deren ......... . 

(3) Strafgefangenen, an denen Freiheitsstrafen 
vollzogen werden, deren ......... . 

Entfällt. 

Entfällt. 

Entfällt. 
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dung und Leibwäsche behalten, es sei denn, daß 
sie nicht über eine ausreichende Zahl ordentlicher 
Kleidungs- und Wäschestücke verfügen. 

(2) Die Frist für den ordentlichen Besuchs­
empfang (§93 Abs. 2) beträgt eine Woche. 

VIERTER TEIL 

Schlußbestimmungen 

§ 157. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Aus­
nahme der §§ 8 Abs. 3, 18, 144 Abs. 2 und 145 
mit 1. Jänner 1970 in Kraft. Soweit aber § 43 
die Bewegung im Freien auch an Sonn- und 
Feiertagen vorschreibt, tritt er für die Straf­
vollzugsanstalten erst mit 1. Jänner 1972, für 
die gerichtlichen Gefangenenhäuser erst mit 
1. Jänner 1973 in Kraft. 

(2) ......... . 

§ 158. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset­
zes ist der Bundesminister für Justiz betraut. 
Der Bundesminister für Justiz hat bei der Voll­
ziehung 

In der Fa s s u n g des S t.r a f voll zug s­
anpassungsgesetzes 

VIERTER TEIL 

Vollzug der mit Freiheitsentziehung verbundenen 
vorbeugenden Maßnahmen 

§§ 157 bis 178. 

FüNFTER TEIL 

Verfahren nach bedingter Entlassung 

§§ 179 und 180. 

SECHSTER TEIL 

Schlußbestimmungen 

§ 181. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit 
im folgenden nichts anderes bestimmt ist, mit 
Ausnahme der§§ 8 Abs. 3, 18, 144 Abs. 2 und 
145 mit.1. Jänner 1970 in Kraft. Soweit aber 
§ 43 die Bewegung im Freien auch an Sonn- und 
Feiertagen vorschreibt, tritt er für die Strafvoll­
zugsanstalten erst mit 1. Jänner 1972, für die 
gerichtlichen Gefangenenhäuser erst mit 1. Jänner 
1973 in Kraft. 

(2) ......... . 

(3) Die Änderungen und Ergänzungen dieses 
Bundesgesetzes durch das Strafvollzugsanpas­
sungsgesetz treten mit dem 1. Jänner 1975 mit 
folgenden Einschränkungen in Kraft: 

1. Vorbereitungen zur Errichtung und zum Be­
trieb besonderer Anstalten für geistig abnorme 
oder entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher kön­
nen schon mit· der Kundmachung des Straf­
vollzugsanpassungsgesetzes getroffen werden. 
Die gänzliche oder teilweise Inbetriebnahme sol­
cher Anstalten ist ab 1. Jänner 1975 jederzeit 
zulässig. 

2. Die §§ 164 bis 167 treten mit Beziehung 
auf Unterbringung nach § 21 Abs. 1 des Straf­
gesetzbuches erst. in Kraft, sobald eine Anstalt 
für geistig abnorme Rechtsbrecher ihren Betrieb 
aufgenommen hat. Ihre Anwendung im Sinne 
des Art. 111 des Strafvollzugsanpassungsgesetzes ist 
allerdings schon ab 1. Jänner 1975 möglich. 

§ 182. Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist der Bundesminister für Justiz be­
traut. Der Bundesminister für Justiz hat bei der 
Vollziehung 
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Bis her gel t end e Fa s s u n gIn der F as s u n g des St r a f v 0 11 zug s- . 
'a n pas s u n g s g e set z e s 

a) des dritten, fünften und sechsten Unter­
abschnittes im zweiten Abschnitt des drit­
ten Teiles das Einvernehmen mit dem Bun­
desminister für soziale Verwaltcing, 

b) des § 88 Abs. 1 Z.1 das. Einvernehmen mit 
dem Bundeskanzler oder einem anderen 
in Betracht kommenden Bundesminister, 

c) des § 88 Abs. 1 Z. 2 aber das Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten 

zu pflegen. 

" 

·a) der§§ 44 bk55 und 75 bis 84 das Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für 'soziale 
Verwaltung, 

b) der §§ 66 bis 74 und der §§ 164 bis 170 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Gesundheit'und Umweltschutz, 

c) •••••••••• 

d) •••• .' ••... 

zu pflegen. 
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